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§1. 

Gresehlehtliehe Eotwicklang. 

Die Kommanditgesellschaft ist von den Grund- 
formen der Handelsgesellschaften die älteste. 

Die Römer kannten Associationen, wie die heutigen 
beschränkten Handelsgesellschaften, welchen allen ein 
Recht auf unbegrenzten Gewinn durch Wagen einer 
bestimmten abgesonderten Summe gemeinsam ist, nicht 
Denn das römische Recht enthält keine Verträge, wo- 
durch eine beschränkte Haftbarkeit, wie bei der Komman- 
ditgesellschaft rechtlich anerkannt ist. Dagegen wurde 
bei den Römern der Zweck, sich mit beschränktem 
Risiko bei Unternehmungen gegen unbegrenzten Anteil 
am Gewinn zu beteiligen durch Verleihung eines pecu- 
liums ermöglicht, und zwar in der Art, daß der Haus- 
herr seinem Hausgohn einen Teil seines Vermögens 
auf beliebigen Widerruf überließ. Der Haussohn sollte 
nur mit diesem Vermögen sich aktiv betätigen und 
darnach trachten, einen möglichst großen Gewinn zu 
erzielen, der auf Widerruf samt dem Sondervermögen 
dem Herrn zufiel. Durch Einführung der adjecticischen 
Klagen hatten aber die Gläubiger selbst gegen den 
Herrn ein Klagerecht nur in der actio de peculio^), 
bis zum Betrage des peculiums, wobei dieser vorerst 
mit seinen Forderungen gegen das Hauskind compen- 
sieren durfte. Diese actio T^voirde in der actio tributoria 



1) Dig. 15, 1 und Dig. 15, 2. 



— 10 — 

vom Praetor dahin abgeändert, daß alle Gläubiger ein- 
schließlich des Herrn nur pro rata parte befriedigt 
werden sollten, der letztere also nicht das Deductions- 
recht haben sollte. Bei den Römern wurde also der 
bezeichnete Zweck durch einseitigen Willensakt erreicht, 
wogegenheute ein zweiseitiger, ein Vertrag erfordert wird. 
Die älteste Form der Kommanditgesellschaft ist 
die in Venedig im 10. Jahrhundert entstandene Com- 
menda^), welche, obschon sehr verschieden von der 
heutigen Kommanditgesellschaft doch die Grundlage 
derselben ist imd ein Mittel gab, durch Übernahme 
einer beschränkten Gefahr einen unbeschränkten Gewinn 
zu machen 2). Diese Conmienda ist ein Geschäft des 
Handelsverkehrs, welches darin bestand, daß jemand 
einem anderen Waren oder Geld zum Zwecke über- 
seeischer, später auch binnenländischer Unternehmungen 
anvertraute, um durch Spekulation mit diesen Gütern 
Gewinn zu erzielen, wobei der Empfänger zwar im 
eigenen Namen handelte, aber für Rechnung und Ge- 
fahr des Auftraggebers und der Gewinn ein gemein- 
samer sein sollte 3). Der Vertrag wurde nur für eine 
vertragsmäßig bestimmte Reise, zwischen dem com- 
mendator *) (dem Geber des Kapitajjs) und dem accom- 
mandatarius (dem Empfänger) geschlossen ß) , wobei sich 
dieser genau an die Verabredungen zu halten hatte, 
die er mit seinem commendatoren getroffen hatte. Der 
commendator trat Dritten gegenüber nicht hervor und 
haftete daher nur mit dem commenditierten Gute^. 



1) Süberschmidt 8. 37, 38. 

2) Benaud 8. 2. 

3) Goldsclimidt, de Soc. en cem. 8. 5. 

4) Commendare , bedeutet so viel als rem mutuo dare oder 
deponere. Renaud 8. 3. 

5) (roldschmidt 8. 5. 

6) Renaud 8. 9. 
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über die juristische Natur dieses Vertrages be- 
stehen heute noch verschiedene Ansichten. Daß der 
Vertrag keine reine römische Societät ist, darüber 
herrscht allgemeines Einverständnis. In der Beteiligung 
des commandatarius am Gewinn lag freilich ein Socie- 
tätselement; aber das Eigentum an der commenda 
blieb dem Kapitalisten, welcher die Gefahr zu tragen 
hatte. Die commenda würde als locatio conductio 
operarum angesehen werden können, wenn der com- 
mendatar, anstatt eines vertraglich zugesicherten Ge- 
winnanteiles, Lohn bekommen würde. Auch als Mandat 
kann die commenda nicht erscheinen, weil der Tod 
eines Beteiligten zwar Gnmd zur Erlöschung des Man- 
datsverhältnisses, nicht aber zur Auflösung der com- 
menda ist, und weü femer zwar zum Commendavertrag 
gemeinschaftliches Interesse gefordert wird, nicht da- 
gegen beim Mandat i). Ein Institorenverhältnis kann 
auch nicht angenommen werden, da der Institor im 
Namen des Prinzipals kontrahiert, der commandatarius 
aber im eigenen Namen handelt. Die conmienda ist 
also mit keinem Kontrakt des römischen Rechts völlig 
identisch und wird daher als contractus sui generis 
bezeichnet 2). Renaud nennt sie ein societätsähnliches 
Verhältnis, bei welchem nur der Gewinn gemeinschaft- 
lich sein soll 3). Bohrend stimmt mit Silberschmidt 
und Lastig überein, indem er die commenda ebenfalls 
als contractus sui generis bezeichnet*). 

Neben der commenda und gleichzeitig als Unter- 
art derselben entwickelte sich die societas maris, 
welche hauptsächlich für überseeische Geschäfte An- 
wendung fand. Bei ihr wurde ein selbständiges Ge- 



1) Eenaud 8. 11 und 12. 

2) Silberschmidt S. 101. 

3) Renaud S. 12. 

4) Behrend S. 611. 
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sellschaftsvermögen dadurch gebildet, daß beide Gesell- 
schafter Kapital beitragen mußten, während bei der 
eigentlichen commenda der eine nur Arbeit, der andere 
ausschließlich Kapital leistete. Eine große Bedeutung 
konnte die commenda in dieser Art für den Handels- 
verkehr nicht erlangen , da der Vertrag nur zwischen 
diesen zwei bestimmten Personen und nur für eine 
bestimmte Reise Geltung hatte ^). Es mußte daher eine 
Erweiterung geschaffen werden, in der Art, daß sich 
mehrere Personen beteiligen konnten und daß die 
commenda nicht bloß zu Spekulationen für einzelne 
bestimmte Reisen dienen sollte. Eine solche Erweite- 
rung führte zu der Colonna, die im 14. Jahrhundert 
im Seerecht von Amalfi ausgebildet wurde. Das Wesen 
der Colonna bestand darin, daß ein Kapital zu gemein- 
samer Spekulation dadurch geschaffen wurde, daß 
mehrere Personen sich zusammen als commendatoren 
vereinigten. Es schoß also eine Mehrzahl von Per- 
sonen Geld oder Geldeswert zusammen und diese Ein- 
lagen gingen in die Hand eines Genossen über, der 
für die geschlossenen Verträge, seinen Kontrahenten 
mit dem gesamten, ihm zur Verfügung stehenden 
Handelsvermögen, ja sogar mit seinem ganzen Privat- 
vermögen einstand, während die übrigen Beteiligten 
nicht mehr als ihre Einlage aufs Spiel setzten. 

Die Colonna enthielt also schon die wesentlichen 
Elemente der Kommanditgesellschaft 2) , wurde aber 
immerhin nur für eine einzige Reise eingegangen, also 
nicht für ein dauerndes Unternehmen. Aus den Statuten 
von Genua vom Jahre 1558 ist aber ersichtlich, daß 
man nicht dabei blieb die Colonna nur für Reisen zu 
benutzen, sondern man dehnte sie auch auf Handels- 



1) Kenaud S. 15. 

2) Renaud S. 18. 
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unternehmen überhaupt aus. Die Statuten sprechen 
von zwei Arten von Teilhabemi): 

„Socii seu participes societatis vel rationis, quorum 
nomen in ea expenditur, die in solidum pro omnibus 
gestis haften, und socii seu participes, quorum nomen 
non expenditur, die in keinerlei Weise ultra partici- 
pationem seu quantitatem, pro qua participians haften 2). 

Das Verhältnis, das der heutigen Kommandit- 
gesellschaft am meisten entspricht, wird erst im Mittel- 
alter von Casaregis in der accommandita oder societas 
per viam accommanditae geschildert^). Nicht mehr 
bloße Beteiligung mit Arbeit von selten des common- 
datars genügte, sondern es wurde eine beiderseitige 
Kapitalbeteiligung gefordert. Dadurch entstand eine 
„communis negotiatio inter accommandantes et accom- 
mandatarium pro capitalibus respective ab eis in 
negotio depositis" ^). Die Namen der commendatoren, 
die sich zwar in die öffentlichen Register eintragen 
lassen mußten, wurden nicht genannt, sondern das 
Geschäft wurde unter dem Namen des commendators 
betrieben 5). Die Geschäftsanteilhaber waren nur im 
Falle aktiver Beteiligung am Geschäftsbetrieb über den 
Betrag ihrer Einlage verpflichtet. Neben dieser um- 
gebildeten commenda gab es noch eine in der Art^ 
daß sich ein einzelner an einem Handelsunternehmen^ 
das einem oder mehreren gehörte, mit einer bestimmten 
Geldsumme beteiligte, und am Gewinn und Verlust im 
Verhältnis zum eingeworfenen Betrage teilnahm, ohne 
den Gläubigem gegenüber zu haften. Die Einlage 



1) Statut V. Genua lib. IV cap. 12. 

2) Benaud S. 19. 

3) Casaregis, Discursus legales XXIX. 

4) Kenaud S. 20. 

5) Behrend S. 612. 
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ging in das Eigentum des Unternehmers über, der 
allein Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet 
war. Der commendator ist hier nicht eigentlich Socius, 
sondern bloßer particeps damni et lucri. Die Gesell- 
schaft wird societas per viam participationis oder 
participatio genannt und bildet die Grundlage der 
heutigen stillen Gesellschaft, deren Spuren sich schon 
im 13. Jahrhundert nachweisen lassen i), die aber eine 
Regelung erst im 16. Jahrhundert erfahren hat. 

In Frankreich erfolgte die erste gesetzliche Rege- 
lung der commenda in der Ordonance Ludwig XIV. 
sur le commerce des negotians et marchands vom 
Jahre 1673 2). Eine Definition der sociötö en comman- 
dite enthält das Gesetz nicht. Diese sociötö war nur 
anwendbar für Gesellschaften unter Kaufleuten, was 
aus der Überschrift: „sur les nögotians et marchands" 
hervorgeht. Zweifellos war mit der dort geregelten 
commenda die societas per viam accommanditae ge- 
meint, denn sie wird neben der societö generale et 
collective behandelt. Von der anderen Gesellschafts- 
form, der societas per viam participationis schweigt 
das Gesetz; dennoch kann mit Sicherheit das gleich- 
zeitige Bestehen auch dieser Gesellschaftsform an- 
genommen werden, was namentlich aus der öfteren 
Verwechslung beider Gesellschaften hervorgeht »). 

Der Code de commerce von 1808 erwähnt ebenfalls 
nur die Form, welche der societas per viam accom- 
manditae entspricht. Diese sociötö en commandite hat 
eine gemeinschaftliche Firma, mit dem Namen eines 
oder mehrerer unbeschränkt haftender Gesellschafter. 



1) Eenaud S. 22. Lastig in Gk)ld8chmi(its Zeitschrift Bd. 24, S. 419 
und 421. 

2) Goldschmidt de Soc. S. 15. 

3) Renaud S. 29 und Goldschmidt de Soc. S. 15. 
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Der Name der Kommanditäre darf in die gemeinschaft- 
liche Firma nicht aufgenommen werden i). 

Im 15. und 16. Jahrhundert erwähnen Rechts- 
bücher imd Stadtrechte in Deutschland ebenfalls die 
neue Gesellschaftsform; aber im Gegensatz zum fran- 
zösischen Recht, ausschließlich die societas per viam 
participationis 2). Auf welchem Wege sich diese Ge- 
sellschaft in Deutschland entwickelt hat, läßt sich nicht 
mit Bestimmtheit sagen. Es ist zweifelhaft, ob sie aus 
Italien oder Frankreich recipiert worden ist oder ob 
sie ein Produkt einheimischer Gesetzgebung ist. Neben 
der Beteiligung mit Geld oder Geldeswert an einem 
fremden Handelsgewerbe, kam selbstverständlich auch 
die societas per viam acconunanditae vor, was eben- 
falls aus unklaren Definitionen und Verwechslungen 
ersichtlich ist; in verschiedenen Entwürfen zu Handels- 
gesetzen kommen sogar die Ausdrücke stille Gesellschaft 
und Kommanditgesellschaft als gleichbedeutend vor. 

Der Entwurf eines preußischen Handelsgesetzbuches 
lehnte sich an das französische Recht an. Dieser Ent- 
wurf kennt keine Commenda in der Form der in 
Deutschland gebräuchlichen participatio ; er kennt nur 
eine stiUe Gesellschaft, deren zwei Modalitäten sich 
nur durch die Veröffentlichung und Nichtveröffent- 
lichung im Handelsregister unterscheiden 3). 

Dem A.D.H.G.B. von 1861 ist die Aufstellung einer 
von der Kommanditgesellschaft unterschiedenen stillen 
Gesellschaft und einer Gelegenheitsgesellschaft eigen- 
tümlich. Schon bei der Beratung des Entwurfs zum 
A.D.H.G.B. traten Schwankimgen in der Auffassung der 



1) Code de commerce Art. 25. 

2) So z. B. : Die Nürnberger Privilegien Friedrich m. 1465 , die 
Nürnberger Reformation von 1564, die Frankfurter Reformation von 
1578 und die Jjüneburger Stadtrechte. 

3) Renaud S. 52. 
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stillen Gesellschaft ein : der preußische Entwurf handelte 
in den Art. 144—155 von einer nach Außen unter einer 
Gesellschaftsfirma auftretenden stillen Gesellschaft, 
welche in der Hauptsache das ist, was jetzt Komman« 
ditgesellschaft genannt wird. 

Ähnlich wie im französischen Recht verhält es 
sich mit den meisten anderen ausländischen Gesetz- 
gebungen. Zuerst hat der spanische Handelskodex 
vom Jahre 1830, obschon auf französischer Grundlage 
ruhend, zwei Gesellschaftsformen, welche der stillen 
oder Kommanditgesellschaft entsprechen, unterschieden. 
Dieser Unterscheidung schlössen sich, wie oben erwähnt, 
das deutsche Handelsgesetzbuch und außerdem die 
nach ihm entstandenen italienischen und belgischen 
Gesetzgebungen an. 

Allein zahlreiche Gesetzgebungen kamen doch nicht 
über den Standpunkt des code de commerce hinaus. 
Hauptsächlich folgten ihnen die französischen Schweizer- 
kantone. Das neuenburgische Gesetz vom 3. Juni 1833, 
das Handelsgesetzbuch des Kantons Freiburg von 1850, 
das waadtländische Gesetz von 1852 und das Gesetz 
vom Kanton Genf von 1869, kennen niu* eine Kom- 
manditgesellschaft. Sie ist eine Handelsgesellschaft, 
gebildet von einem oder mehreren solidarisch haftenden 
Gesellschaftern und einem oder mehreren allein bis zum 
Betrage ihrer Einlagen einstehenden Kommanditären. 

Die Beteiligung mit einer Einlage an einem fremden 
Handelsgewerbe lassen alle diese Gesetze völlig außer 
Betracht. Dagegen folgen die deutschen Schweizer- 
kantone Bern, Solothum, Luzem dem allgemeinen 
deutschen Handelsgesetzbuch. Genau den Standpunkt 
des letzteren nimmt auch das bündnerische Civilge- 
setzbuch von 1862 ein^). 



1) Bündnerisches Civilgesetzbuch Ai-t. 447. 
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Das schweizerische Obligationenrecht von 1881 
nimmt, obschon es sich im allgemeinen den Be- 
stimmungen des deutschen Handelsgesetzbuches ange- 
schlossen hat 1), den Standpunkt des code de commerce 
ein, insofern es auch nur die Kommanditgesellschaft 
unter gänzlicher Nichtbeachtung der stillen Gesellschaft 
regelt. Es enthält also das schweizerische Obligationen- 
recht zweifellös eine Lücke, da es eine Gesellschaft, 
die täglich vorkommt, nicht geregelt hat 2). 

§ 2. 
Begriff der Eommaiiditgesellschaft. 

DerArt, 590 O.R. definiert die Kommanditgesellschaft 
folgendermaßen: Die Kommanditgesellschaft ist eine 
Gesellschaft von zwei oder mehreren Personen, deren 
Zweck auf den Betrieb eines Gewerbes imter gemein- 
samer Firma gerichtet ist imd bei welcher wenigstens 
ein Gesellschafter unbeschränkt, die anderen (Kom- 
manditäre) nur bis zum Betrage einer bestimmten Ver- 
mögenseinlage (Kommanditsumme) haften wollen. 

Es sind demnach folgende wesentliche Merkmale 
für die Kommanditgesellschaft gegeben. 

1. Es wird eine Mehrheit und Verschiedenheit der 
Teilhaber gefordert. Die Gesellschaft muß aus min- 
destens zwei Personen bestehen, die sich zu gemein- 
samen Gewerbebetrieb verbinden. Die Teilhaber können 
nur physische oder nur juristische Personen, oder aber 
teils physische, teils juristische sein. Immer aber muß 
eine Person, der persönlich haftende Gesellschafter, 
auch Komplementär oder Kommanditierter genannt, un- 
beschränkt haften 3). Sind mehrere Personen als un- 

1) Schneider und Fick S. 770 Nr. 5. 

2) Gebhard S. 93. 

3) Schneider und Fick S. 769. 
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beschränkt haftende Gesellschafter an einer Kommandit- 
gesellschaft beteiligt, so gilt für ihr Verhältnis unter- 
einander wie auch dritten gegenüber vollständig das 
gleiche Recht wie bei der Kollektivgesellschaft i). Als 
Beitrag eines unbeschränkt haftenden Gesellschafters 
kann alles, was einen Vermögenswert repräsentiert, in 
Betracht kommen: bares Geld, Waren, Mobilien, Liegen- 
schaften, Forderungen und andere RecflAe/ Die Ein- 
lagen bilden einen Teil des Gesellschaftsvermögens, 
werden also nicht wie bei der stillen Gesellschaft per- 
sönliches Eigentum der unbeschränkt haftenden Gesell- 
schafter. Die Gesellschafter haben daran gemeinschaft- 
liches Eigentum und zwar Eigentum zur gesamten Hand. 
Ob die Einlagen in das Eigentum übergehen sollen, 
oder ob sie nur zum Gebrauch eingelegt sind, wird in 
den meisten Fällen im Gesellschaftsvertrage bestimmt 
sein. 

Der Gesellschafter, der nur in Höhe seiner Einlage 
haftet, heißt Kommanditär, Kommanditist oder Kom- 
manditierender 2). Eine Beteiligung als Kommanditär 
ohne Einlage ist undenkbar. Die Einlage des Komman- 
ditärs muß daher auch von vornherein festgesetzt und 
bestimümt sein. Allerdings wird jemand Kommaüditär 
schon durch die bloße Erklärung, daß er sich mit einer 
Einlage beteiligen wolle, also nicht erst mit ihrer 
Leistung. Der Ausdruck Kommandite oder Kommandit- 
summe, der öfters im Gesetz vorkommt bedeutet nur, 
daß eine bestimmte in Geld zu veranschlagende Ver- 
mögenseinlage gefordert wird, bis zu deren Betrag der 
Kommanditär haftet. 

2. Der Zweck der Gesellschaft setzt den Betrieb 
eines Handels-, Fabrikations- oder eines anderen nach 



1) Vergl. Art. 593. 

2) Schneider und Fick S. 770. 
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kaufmännischer Art geführten Gewerbes voraus (Art. 
552 Abs. 1 O.R.). Die bloße Vereinigung mehrerer Per- 
sonen zum Abschluß einzelner oder mehrerer einzelner 
Geschäfte oder zum Betriebe eines Gewerbes, das kein 
Handelsgewerbe ist, genügt für den Begriff der Kom- 
manditgesellschaft nicht. Ein Fabrikationsgewerbe be- 
steht in der gewerbsmäßigen Verarbeitung von Rohstoff 
oder Ware in ein neues Produkt zum Verkauf. Es 
unterscheidet sich vom Handwerk dadurch, daß der 
Handwerker für das Rohprodukt und die Arbeit eine 
Vergütung verlangt, wogegen der Fabrikant die Kon- 
junkturen des Handels mitbenutzt i). 

Was unter einem nach kaufmännischer Art ge- 
führten Gewerbe zu verstehen ist, hat das Gesetz nicht 
gesagt; nur Art. 865 Abs. 4 O.R. nennt neben dem 
Handels- und Fabrikationsgewerbe ein anderes nach 
kaufmännischer Art geführtes Gewerbe, als ein zur 
Eintragung im Handelsregister verpflichtendes. 

Eine nähere Definition ist im Obligationenrecht 
nicht zu finden. Jn Ermangelung einer solchen hat 
das eidgenössische Handelsdepartement in einem Kreis- 
schreiben an die Kantone imd an die Registerführer 
festgestellt, daß kaufmännische Art angenommen werden 
muß, wenn: 

a) der geschäftliche Verkehr eines Gewerbe- 
treibenden zum großen Teil auf Kreditgeben 
und Kreditnehmen beruht und 

b) die genaue Kenntnis der geschäftlichen Schuld- 
und Forderungsverhältnisse von einer zuver- 
lässigen Buchführung abhängt. Derjenige, dessen 
geschäftliche Verhältnisse keine Buchführung 
im kaufmännischen Sinne des Wortes bedingen. 



1) Haberstich S. 378. 



- 20 - 

wird nicht als eintragspflichtig betrachtet wer- 
den können. Es ist dabei nicht allein maß- 
gebend ob jemand sein Gewerbe nach kauf- 
männischer Art führe, sondern auch ob die 
Natur dieses Gewerbes eine kaufmännische 
Art des Betriebes fordere. 

3. Das dritte gesetzliche Erfordernis einer Kom- 
manditgesellschaft ist die gemeinsame Firma. Die 
Firma einer Kommanditgesellschaft ist der unter- 
scheidende kaufmännische Gesamtname unter dem sich 
Komplementare imd Kommanditäre zum Betriebe ihres 
gemeinsamen Gewerbes vereinigen und wodurch ihre 
Zusammengehörigkeit bekannt wird. Die Firma ist 
nicht ein Kennzeichen der Kommanditgesellschaft, denn 
an sich gibt sie keinen Aufschluß darüber, ob eine 
Kommandit- oder Kollektivgesellschaft vorliegt. 

Die Firma muß den Namen wenigstens eines un- 
beschränkt haftenden Gesellschafters mit einem das 
Vorhandensein einer Gesellschaft andeutenden Zusatz 
enthalten Art. 870 O.R. Bei einer Kommanditgesell- 
schaft, die aus mehreren unbeschränkt haftenden Ge- 
sellschaftern besteht, genügt nicht, daß zwei Namen in 
der Firma stehen, sondern es ist auch hier ein das 
Vorhandensein einer Gesellschaft andeutender Zusatz 
erforderlich, denn dieser Zusatz soll nicht auf die un- 
beschränkt haftenden Gesellschafter hinweisen, sondern 
muß vielmehr auch dann beigefügt werden, wenn sämt- 
liche unbeschränkt haftende Gesellschafter in der Firma 
genannt sind^). Obschon dieser Zusatz, der in der 
Regel „und Co." lautet, keinen Aufschluß gibt, ob eine 
Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft vorliegt, so gibt 
er doch auch keinen Anlaß zur Täuschung des Publi- 
kums, denn ein etwaiger Interessent kann jederzeit 



1) Bundesblatt Nr. 16 1885 S. 282. 
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aus dem Handelsregister ersehen, wer sich dahinter 
verbirgt. 

Die Namen anderer Personen, als der unbeschränkt 
haftenden Gesellschafter, dürfen in die Firma einer 
Kommanditgesellschaft nicht aufgenommen werden 
(Art. 871 O.R.). Ist trotzdem der Name eines Komman- 
ditärs in die Firma aufgenommen worden, so wäre dies 
doch für das Innenverhältnis gleichgültig, es würde 
trotzdem eine Kommanditgesellschaft bestehen, nur 
nach außen hin, Dritten gegenüber, würde die Haftung 
eine andere, eine der Kollektivgesellschaft gleiche sein, 
so daß also dieser Gesellschafter den Gesellschafts- 
gläubigem mit seinem ganzen Vermögen haftbar wäre. 
Gemäß Art. 871 O.R. darf sich eine Kommanditgesell- 
schaft auch nicht als Kommanditaktiengesellschaft be- 
zeichnen, selbst wenn das Gesellschaftskapital ganz 
oder teilweise in Aktien zerlegt ist, denn eine solche 
Gesellschaft ist keine Kommanditgesellschaft, sondern 
eine Kommanditaktiengesellschaft und im Gesetz be- 
sonders geregelt. Wohl aber fällt eine Gesellschaft, 
deren Kommanditkapital lediglich in Teile und in dem 
Sinne zerlegt ist, daß diese das Maß der Beteiligung 
mehrerer Kommanditäre regeln, nicht aber als Aktien 
behandelt werden oder übertragbar sein sollen, unter 
den Begriff der Kommanditgesellschaft (Art. 677 O.R.). 
Ebenso kann sich eine Aktiengesellschaft mit einer 
bestimmten Summe als Kommanditär beteiligen, ohne 
daß dadiu'ch eine Kommanditaktiengesellschaft ent- 
steht. 

Wenn eine Person, deren Namen in der Firma 
einer Kommanditgesellschaft enthalten ist, aufhört Mit- 
glied der Gesellschaft zu sein, so darf auch mit Ein- 
willigung dieser Person oder ihrer Erben die bisherige 
Gesellschaftsfirma nicht beibehalten werden, Art. 872 
O.R. Solche Personenveränderungen müssen derartige 
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sein, daß sie von entscheidendem Einfluß auf die Firma 
sind, wie z. B. der Austritt eines Gesellschafters, dessen 
Namen in der Firma enthalten war, der Übergang eines 
Geschäftes auf eine andere Person. Infolge des Ver- 
bots in Art. 872 O.R. wird man möglichst wenige Namen 
in die Firma aufnehmen, um nicht Gefahr zu laufen, 
die Firma ändern zu müssen. Von der Beachtung 
dieser Vorschriften über die Führung der Firma waren 
nur die schon am 1. Januar 1883 bereits bestehenden 
Firmen insofern befreit, als sie bis zum 31. Dezember 
1892 unverändert fortbestehen durften, auch wenn sie 
dem Gesetz widersprachen. Wenn aber vom 1. Januar 
1883 ab in der Person oder im Personalbestände des 
Inhabers oder der Träger einer Firma eine Änderung 
oder ein Wechsel eintrat, so mußte sie sofort mit dem 
Gesetz in Einklang gebracht werden (Art. 902 O.R.) ; 
wobei aber zu berücksichtigen war, daß sich jede 
Firma von allen an demselben Orte oder in derselben 
Gemeinde bereits bestehenden und in das Handels- 
register eingetragenen Firmen deutlich unterscheiden 
mußte (Art. 868 O.R.). 



§ 3. 
Juristische Natur der Kommanditgesellschaft. 

Das schweizerische Obligationenrecht spricht nur 
in Art. 678 und 716 von dem Erwerb des Rechtes der 
Persönlichkeit (der juristischen Person) durch wirt- 
schaftliche Personenverbände in der Form der Genossen- 
schaft und durch Vereine mit idealen Zwecken. 

Personenverbände sind privatrechtliche Verbin- 
dungen von Personen zu bestimmten, gemeinsamen 
Zwecken und werden einerseits in Vereine und Ge- 
sellschaften und andererseits in juristische Personen 



I 
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und Verbindungen ohne das Recht der Persönlichkeit 
eingeteilt. 

Die juristischen Personen haben selbständig ihre 
Rechte und Pflichten, sind rechts- und prozeßfähig, für 
ihre Verbindlichkeiten haftet nur das Gesellschafts- 
vermögen, während bei den Verbindungen ohne das 
Recht der Persönlichkeit, die namens derselben ein- 
gegangenen Verpflichtungen die Mitglieder persönlich 
treffen. 

Eine besondere Stellung nehmen die Kollektiv- 
und Kommanditgesellschaften ein, die ein vom Privat- 
vermögen der Gesellschafter getrenntes Gesellschafts- 
vermögen besitzen und unter ihrer Firma Rechte er- 
werben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und 
andere dingliche Rechte auch an Grundstücken er- 
werben und vor Gericht klagen und verklagt werden 
können (Art. 559 O.R.). 

Das Gesetz gibt über den juristischen Charakter 
der Kommanditgesellschaft keinerlei Aufklärung und 
demzufolge gehen die Ansichten darüber sehr aus- 
einander. 

Vielfach wird die Ansicht vertreten, daß die Kol- 
lektivgesellschaft eine juristische Person sei^). Wenn 
nun diese Gesellschaft, bei welcher die Gesellschafter 
überhaupt nicht auf Einlagen beschränkt sein dürfen, 
als juristische Person angesehen wird, so müßte diese 
Eigenschaft erst recht der Kommanditgesellschaft zu- 
kommen können, da bei ihr nur ein Teil mit einer festen 
Einlage haftet 2). Die Wissenschaft und Rechtsprechung 
hat jedoch diese Ansicht größtenteils nicht geteilt. 
Vielmehr wird überwiegend die Kommanditgesellschaft 
aus verschiedenen Gründen nicht als juristische Person 



1) Haberstioh S. 375, Rössel S. 637 ff., Jacottet S. 312. 

2) Tuchatsch S. 38. 
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angesehen^). Es fehlt der Kommanditgesellschaft 
zweifellos an einer korporativen Organisation*). Die 
Organisation läöt deutlich erkennen, daJ die Teilhaber 
die eigentlichen Subjekte von Rechten und Pflichten 
sind und nicht die Gesellschaft als solche, dafi also 
das ganze Rechtsverhältnis auf die Persönlichkeit der 
Mitglieder abgestellt ist. 

Auch mit Rücksicht auf die Haftung kann die 
Kommanditgesellschaft nicht als juristische Person an- 
gesehen werden. Wäre sie dies, so gehörte ihr auch 
das Gesellschaftsvermögen, die Mitglieder hätten keine 
Rechte daran und die Gesellschaftsgläubiger dürften 
sich nur an das Gesellschaftsvermögen halten. Für 
die Gesellschaftsschulden haftet nun aber nicht nur 
das Gesellschaftsvermögen, sondern auch die einzelnen 
Gesellschafter, wenn auch nicht alle imbeschränkt, so 
doch einer oder einige. Die Haftung ist nach schweize- 
rischem Obligationenrecht allerdings nur eine sub- 
sidiäre , d. h. die Mitglieder können erst nach der Ge- 
sellschaft belangt werden, während nach deutschem 
Recht die Haftung eine primäre ist, die Gläubiger also 
die Wahl haben, wen sie zuerst belangen wollen. In 
beiden Fällen liegt aber eine unbeschränkte Haftung 
einzelner Mitglieder vor und dies genügt nach den 
obigen Ausführungen über das Wesen der juristischen 
Person zur Verneinung der Frage nach der juristischen 
Persönlichkeit der Kommanditgesellschaft. Die Kom- 
manditäre haften nicht mit ihrem ganzen Vermögen, 
sondern nur in Höhe der geleisteten Einlage. Mit 
ihrem Privatvermögen haften die Kommanditäre nur 
dann, wenn die Einlage noch nicht eingezahlt ist. Hat 



1) Schneider und Kok Art 590 O.R. Anm. 8 S. 771. Hafner 
Art. 678 Anm. 1 S. 427. Zeitschrift für schweizerisches Recht S. 265 ff. 

2) Vergl. Art. 594 O.R. 
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der Kommanditär sie aber ganz eingezahlt, so haftet 
er für die Gesellschaftsschulden nur mit seinem Anteil 
am Gesellschaftsvermögen. 

§4. 
Errichtniig der Kommanditgesellschaft. 

Die Kommanditgesellschaft beruht auf einem Ge- 
sellschaftsvertrage durch welchen sich die Kontrahenten 
gegenseitig verpflichten zur Errichtung des vereinbarten 
gemeinsamen Zweckes, die vereinbarten Leistungen zu 
machen. Für den Abschluß eines solchen Vertrages 
bedarf es keiner besonderen Form. Art. 9. O.R. Was 
den Inhalt desselben anbelangt, so ist zwischen wesent- 
lichen Bestandteilen, die keinesfalls umgangen werden 
können und unbedingt im Vertrage geregelt sein müssen 
und solchen, die in den Vertrag aufgenommen werden 
können, zu unterscheiden. Für die Kommanditgesell- 
schaft sind nun diejenigen Vereinbarungen wesentlich 
und notwendig, welche deutlich die Absicht der Ver- 
tragschließenden erkennen lassen, eine Kommanditge- 
sellschaft zu errichten. Darunter fallen folgende: 

Die einzelnen Gesellschafter müssen genannt und 
ihre Stellung als Komplementare oder Kommanditäre 
zum Ausdruck gebracht werden. Gerade hierdurch 
muß der Vertrag die Kommanditgesellschaft als solche 
kenntlich machen, um sie von anderen Gesellschafts- 
formen, insbesondere von der Kollektivgesellschaft, die 
nur aus unbeschränkt haftenden Gesellschaftern besteht, 
zu unterscheiden. Es ist femer durchaus notwendig, 
daß die Vermögenseinlage des Kommanditärs von vorn- 
herein bestimmt ist, denn es wird dadurch seine Haf- 
tung nach außen hin festgesetzt und begrenzt. Der 
Vertrag muß erkennen lassen, daß es sich um ein 
Handels-, Fabrikations- oder ein anderes nach kauf- 



— 26 — 

männischer Art geführtes Gewerbe haiidelt, das ge- 
werbsmäßig und gemeinsam betrieben wird und sich 
nach außen durch die Annahme einer gemeinsamen 
Firma kennzeichnet. 

Die Kommanditgesellschaft ist eintragspflichtig, wo- 
bei aber zu unterscheiden ist zwischen der kauf- 
männischen (Art. 590 Abs. 1 O.R.) und nicht kauf- 
männischen (Art. 590 Abs. 3 O.R.) Kommanditgesell- 
schaft. Wenn mehrere Personen ein Handels- Fabri- 
kations- oder ein anderes nach kaufmännischer Art 
geführtes Gewerbe betreiben und eine Person erklärt, 
sie wolle sich bis zu einem bestimmten Betrage als 
Kommanditär beteiligen, während die anderen unbe- 
schränkt haften, so ist die Kommanditgesellschaft 
(kaufmännische Kommanditgesellschaft) ohne weiteres 
durch den gemeinsamen Betrieb unter gemeinschaft- 
licher Firma als entstanden anzusehen i). Sie kann 
also schon vor der Eintragung Rechte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, unter ihrer Firma klagen 
und verklagt werden. Die Eintragung in das Handels- 
register, welche die Mitglieder zu veranlassen haben 
(Art. 590 Abs. 2), hat also nur deklaratorische Wirkung. 

Gesellschaften mit anderen als kaufmännischen 
Zwecken dagegen (nicht kaufmännische Kommanditge- 
Seilschaft) sind, wenn das Gewerbe auf gemeinsame 
Rechnung und unter gemeinsamen Namen betrieben 
wird, nur dann Kommanditgesellschaften, wenn sie sich 
als solche in das Handelsregister haben eintragen 
lassen. Ist dies der Fall, so unterliegen sie den Be- 
stimmungen der Kommanditgesellschaft selbst dann, 
wenn der Gesellschaftsvertrag etwas anderes bestimmt 
oder wenn sie einen solchen gamicht besitzen^. Es 

1) Das Gesetz sagt in Art. 590 Abs. 1 : „Eine Kommandit- 
gesellschaft ist vorhanden '' 

1) Siegmund 8. 235 und 236. 
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ist daher bei der nicht kaufmännischen Kommanditge- 
sellschaft stets die Pflicht der Registerführer die Par- 
teien auf die Folgen der Eintragung aufmerksam zu 
machen, insbesondere auf die daraus entstehende Haft- 
pflicht Ohne diese Aufklärung und ohne die Er- 
forschung des wahren Willens der Kontrahenten darf 
die Eintragung nicht erfolgen. 

In jedem Kanton wird ein Handelsregister geführt 
(Art. 859 O.R.), in welchem die vorgeschriebenen Ein- 
tragungen zu geschehen haben. Die Kantonalgesetz- 
gebung bestimmt die Behörden, welchen die Führung 
des Handelsregisters und die Aufsicht über dasselbe 
zusteht, während die Oberaufsicht dem Bundesrate ob- 
liegt, der auch die Vorschriften über Einrichtung, 
Führung der Handelsregister, über das bei den Ein- 
tragungen zu beobachtende Verfahren, die zu entrichten- 
den Taxen erläßt. 

Die Eintragung einer Kommanditgesellschaft hat 
da zu geschehen, wo sie ihren Sitz hat (Art. 591 0.R). 
Dieser wird zunächst durch den Gesellschaftsvertrag 
bestinmit; enthält er hierüber keine Bestimmung, so 
gilt als Sitz der Gesellschaft der Ort der Hauptnieder- 
lassimg, von wo aus das ganze Unternehmen geleitet 
und verwaltet wird. Die Eintragung hat Folgendes 
zu enthalten: 

1) Den Namen und Wohnort eines jeden unbe- 
schränkt haftenden Gesellschafters, 

2) Namen und Wohnort eines jeden Kommanditärs 
imd den Betrag seiner Vermögenseinlage. 

3) die Firma der Gesellschaft und den Ort, wo 
sie ihren Sitz hat, 

4) den Zeitpunkt, mit welchem die Gesellschaft 
ihren Anfang nimmt. 

In den Motiven zum Entwurf eines schweizerischen 
Obligationenrechts von Hunzinger war es freigestellt, 
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entweder die Namen der Kommanditäre oder das 
Kommanditkapital oder beides einzutragen i). Es war 
dies mit Rücksicht auf Kapitalisten geschehen, die ihren 
Namen oder ihre Kapitalbeteiligung nicht bekannt 
werden lassen wollten. Das Gesetz dagegen ist weniger 
rücksichtsvoll imd verlangt, daß sowohl der Name des 
Kommanditärs, als auch der Betrag seiner Vermögens- 
einlage angegeben wird, gleichviel ob sie schon ge- 
leistet oder noch ganz oder teilweise zu machen ist. 
Durch diese Eintragung ist gemäß (Art. 590 R.O.) die 
Haftbarkeit des Kommanditärs in fester Weise bestimmt; 
er haftet nur mit dem im Handelsregister eingetragenen 
Betrage und darüber hinaus nur, wenn er Dritten 
gegenüber durch Zirkular oder in anderer Weise eine 
höhere Konmianditsumme angegeben hat (Art. 602 O.R.). 
Wird durch Vereinbarung mit dem unbeschränkt haften- 
den Gesellschafter oder durch Bezüge aus dem Gesell- 
Schaftsvermögen die in das Handelsregister eingetragene 
oder sonst publizierte Kommanditsumme geändert, so 
wirkt diese Veränderung Dritten gegenüber erst wenn 
sie ins Handelsregister eingetragen und gehörig publi- 
ziert ist. Für die vor der Publikation entstandenen 
Verbindlichkeiten haftet die bisherige Kommanditsumme. 

Die Anmeldung zur Eintragung der in Art. 591 er- 
wähnten Tatsachen oder einer Verändenmg derselben 
müssen von allen Gesellschaftern, die Kommanditäre 
eingeschlossen, persönlich vor der Registerbehörde 
imterzeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht 
werden, und sind ihrem ganzen Inhalte nach in das 
Handelsregister einzutragen (Art. 592 Abs. 1 und 2). 

Diese Eintragungen in das Handelsregister sollen 
ihrem ganzen Inhalte nach ohne Verzug diu'ch das 
Handelsamtsblatt bekannt gemacht werden. Da eine 



1) Munzingers Motive S. 100 und 101. 
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nur teilweise oder auszugsweise Bekanntmachung nur 
dann statthaft ist, wenn es im Gesetze bestimmt ist» 
bei der Kommanditgesellschaft aber eine solche Be- 
stunmung fehlt, SlO ist hier der gesamte Inhalt der 
Eintragung bekannt zu geben. Hierin liegt ein Unter- 
schied zu den meisten anderen modernen Gesetz- 
gebimgen, nach denen weder der Name des Komman- 
ditärs, noch der Betrag seiner Einlage bekannt zu 
machen ist, sondern lediglich die Zahl derKommanditäxe. 

Wird die Eintragung von den Verpflichteten nicht 
veranlasst, so haben sie für den durch die Unterlassung 
entstandenen Schaden einzustehen (Art. 860 O.R.) imd 
unterliegen Ordnungsbußen, welche die Registerbehörde 
von Amts wegen auszusprechen hat. Auch soll der 
Registerführer von Amts wegen oder auf Begehren 
eines Dritten die Eintragung vollziehen (Art. 864 Abs. 1 
und 2 O.R.). Ist eine Tatsache in das Handelsregister 
eingetragen worden, so kann ein Dritter sich nicht 
auf Unkenntnis der Eintragung berufen, wenn sie durch 
amtliche Bekanntmachung zu seiner Kenntnis gelangt 
sein könnte (Art. 863 O.R.). 

Die unbeschränkt haftenden Gesellschafter, welche 
die Gesellschaft vertreten sollen, haben die Firma nebst 
ihrer Namensunterschrift persönlich vor der Register- 
behörde zu zeichnen, oder die Zeichnung in beglaubigter 
Form einzureichen (Art. 592 Abs. 3 O.R.). Allerdings 
ist bei der Kommanditgesellschaft auch möglich, daß 
einzelne unbeschränkt haftende Gesellschafter von der 
Vertretungsbefugnis ausgeschlossen sind, oder daß so- 
gar alle ausgeschlossen sind und durch einen Proku- 
risten vertreten werden. Um Dritten gegenüber wirk- 
sam zu sein, muß dies aber eingetragen und bekannt 
gemacht werden. 

Wenn in einer Kommanditgesellschaft mehrere 
unbeschränkt haftende Gesellschafter vorhanden sind, 
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so ist die Gesellschaft in Bezug auf sie zugleich eine 
Kollektivgesellschaft (Art. 593). Die unbeschränkt 
haftenden Gesellschafter haften in diesem Falle für 
alle Verbindlichkeiten der Gesellschaft solidarisch und 
mit ihrem ganzen Vermögen. Eine entgegenstehende 
Verabredung hat Dritten gegenüber keine rechtliche 
Wirkung (Art. 564 O.R.). Wer einer Kommanditgesell- 
schaft als persönlich haftender Gesellschafter beitritt, 
haftet ebenso wie wenn jemand einer schon bestehen- 
den Kollektivgesellschaft als Kollektivgesellschafter 
beitritt auch für die vor seinem Eintritt eingegangenen 
Verbindlichkeiten, gleichviel ob die Firma eine Änderung 
erleidet oder nicht (Art. 565 O.R.). 
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I. 

I^echtsverhältnisse der Gesellschafter unter- 
einander. 

Das Rechtsverhältnis der Gesellschafter unterein- 
ander richtet sich in erster Linie nach dem Gesell- 
schaftsvertrag (Art. 594 Abs. 1). Für die Gesellschafter 
untereinander ist also zunächst nur der Gesellschafts- 
vertrag maßgebend, da die gesetzlichen Vorschriften, 
sofern sie nicht absoluten Charakter haben, nur An- 
wendung finden, wenn der Vertrag nichts anderes fest- 
setzt. Die Vorschriften über das Verhältnis der Gesell- 
schafter imtereinander sind demnach nur dispositiver 
Natur; die Gesellschafter können alle möglichen Ver- 
einbarungen unter sich treffen. Sobald es sich jedoch 
um das Verhältnis nach außen, um Vorschriften, welche 
die Stellung von dritten Personen zu den Mitgliedern 
der Kommanditgesellschaft regeln, handelt, finden die 
diesbezüglichen gesetzlichen Bestimmungen, welche 
zwingender Natur sind, Anwendung. 

A. Pflichten der Gesellschafter. 

§5. 

Zar Leistung von Beiträgen« 

Jeder Gesellschafter hat einen Beitrag zu leisten 
(Art. 526 Abs. 1). Der Gesellschaftsvertrag kann von 
dieser Beitragspflicht nicht befreien. Sollte dennoch 
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bestimmt sein, daß jemand ohne einen Beitrag zu 
leisten zur Teilnahme an der Gesellschaft, ebenso am 
Gewinne berechtigt sei, oder nur am Verlust, nicht am 
Gewinne teilnehmen soll, so wäre dies gar kein Gesell- 
schaftsvertrag ^). 

Die Beiträge können nach Art und Größe ungleich 
sein und in Geld, Sachen, Forderungen und anderen 
Rechten, z. B. Patent-, Autorrechten oder in Arbeits- 
leistungen bestehen (Art. 524 Abs. 2 O.R.). Im Zweifel 
haben aber die Gesellschafter gleiche Beiträge und 
zwar in der Art und dem Umfange zu leisten, wie der 
vereinbarte Zweck es erheischt (Art. 527 O.R.). Es ist 
also nicht imbedingt notwendig daß die Höhe der Bei- 
träge im Gesellschaftsvertrage bestimmt ist. Wohl aber 
gehört zur Vollständigkeit des Gesellschaftsvertrages 
die Angabe des vereinbarten Zweckes, da die Beiträge 
in dem Umfange zu leisten sind wie es der gemein- 
same Zweck erheischt. Der Zweck kann ein beliebiger 
sein, nur muß er möglich, nicht unerlaubt und nicht 
unsittlich sein (Art. 17 O.R.). Wenn es der Gesellschafts- 
zweck erfordert, muß eine Vermögenseinlage gemacht 
werden; ein anderer Beitrag darf also dann nicht ge- 
fordert werden, weil dies nicht dem Zwecke entsprechen 
würde. Würde der Gesellschaftszweck auf einen neuen 
Gegenstand ausgedehnt werden, so wäre ein neuer 
Gesellschaftsvertrag erforderlich, zu dem es der Zu- 
stimmung aller Gesellschafter bedürfte. Werden Sachen 
als Beiträge geleistet, so können sie zu Eigentum oder 
nur zur Nutzung, zum Gebrauche an die Gesellschaft 
überlassen werden. Notwendig ist allerdings nicht, 
daß die Einlage gemeinschaftliches Eigentum der Ge- 
sellschafter wird, wohl aber ist dies für den Gewinn 
und Nutzen aus den Einlagen erforderlich. Bei Über- 



1) Hafner Art. 524 Anm. 4. 
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lassung der Sachen dem Rechte nach findet der Rechts- 
übergang nicht schon durch den Gesellschaftsvertrag 
statt, sondern der Übereignungsakt muß vom Gesell- 
schafter vorgenommen werden. Es wird natürlich 
meistens im Gesellschaftsvertrage bestimmt sein, ob 
die einzubringenden Gegenstände in das Eigentum der 
Gesellschaft übergehen sollen, oder ob sie nur zum 
Gebrauch oder zur Nutzung überlassen sind. Es wird 
dabei naturgemäß der Unterschied zwischen vertret- 
baren imd nicht vertretbaren Sachen einerseits und 
zwischen verbrauchbaren und nicht verbrauchbaren 
Sachen andererseits eine große Rolle spielen. Eine 
Vermutung dafür, ob vertretbare oder verbrauchbare 
Sachen dem Rechte oder nur der Nutzung nach ge- 
meinschaftlich werden sollen, ist zwar im Gesetz nicht 
ausgesprochen, doch wird im Zweifel anzunehmen 
sein, daß sie zu Miteigentum übertragen werden 
sollen. 

In bezug auf Tragung der Gefahr und der Gewährs- 
pflicht finden, sofern der einzelne Gesellschafter den 
Gebrauch einer Sache zu überlassen hat, die Grund- 
sätze über die Miete und sofern er Eigentum zu über- 
tragen hat, die Vorschriften des Kaufvertrages ent- 
sprechende Anwendung (Art. 528 O.R.). 

Besteht die Beitragspflicht in der Einbringung von 
Forderungen, so bewirkt der mündliche Gesellschafts- 
vertrag, wenn die sofortige Eintragung wirklich gewollt 
ist, den Rechtsübergang unter den Parteien, sofern nur 
der Zedent den Übertragungswillen dem Zessionar 
d. h. der Gesellschaft gegenüber in gültiger Form erklärt 
hat und diesfe Erklärung vom Zessionar angenommen 
wird. Der Zedent muß natürlich veräußerungsfähig 
und die Forderung abtretbar sein. Damit die Rechts- 
übertragung aber auch gegenüber dritten Personen, 

namentlich im Konkurse des Zedenten wirksam ist, 

3 
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bedarf es einer schriftlichen Beurkimdung (Art. 184 
Abs. 2 O.R.). 

Zur Verhütung von Streitigkeiten ist es ratsam, 
daß der Gesellschaftsvertrag genau den Zeitpunkt be- 
stimmt, wann die Beiträge zu leisten sind. Ist ein 
Gesellschafter mit seiner Leistung im Verzuge, so haftet 
er für den daraus entstehenden Schaden. 

§6. 

Die Pflicht zur Tragung des Yerlustes. 

Jeder Gesellschafter ist verpflichtet einen die Ge- 
sellschaft treffenden Verlust mitzutragen. Die Be- 
teiligung am Verluste wird in den meisten Fällen im 
Gesellschaftsvertrage geregelt sein. Ist nur der Anteil 
am Verluste oder nur der Anteil am Gewinne verein- 
bart, so gilt diese Vereinbarung für beides (Art. 530 
Abs. 3 O.R.). Die Bestimmung, daß auch hier wie bei 
der einfachen- und Kollektivgesellschaft die Verlust- 
anteile, wenn sie nicht vertragsmäßig festgelegt sind, 
immer gleiche seien, ist für die Kommanditgesellschaft 
nicht anwendbar, da in ihrem Wesen liegt, daß der 
Kommanditär nur mit seiner Einlage am Verluste teil- 
nimmt. Sollte bei der Kommanditgesellschaft der Ge- 
sellschaftsvertrag ausnahmsweise keine Bestimmimg 
über die Tragung des Verlustes enthalten, so hat über 
die Beteiligung des Kommanditärs am Verluste das 
richterliche Ermessen zu entscheiden (Art. 596 Abs. 2 
O.R.). Der Richter hat dabei, so weit möglich, den 
Vertragswillen der Parteien zu erforschen. Mangelt es 
an einem solchen, oder kann er aus anderen Willens- 
äußerungen der Parteien, aus deren Korrespondenz imd 
den Verhandlungen über den Abschluß des Vertrages 
nichts Positives ermitteln, so wird der Richter die 
Größe des Kommanditkapitals festzustellen haben. Er 
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wird erforschen, welche Rolle dasselbe gespielt hat, 
welchen Einfluß es auf den Geschäftsbetrieb gehabt 
hat, wie es verzinst werden mußte, welchem Risiko es 
ausgesetzt war und wie es sich mit der Tätigkeit des 
Kommanditärs verhielt. Es richtet sich also die Be- 
teiligung am Verluste je nach den Umständen; jedoch 
geht die Beteiligung des Kommanditärs keineswegs 
über den Betrag seiner eingezahlten oder rückständigen 
Einlage hinaus. Eine Pflicht zur Tragung eines Passiv- 
saldos besteht aber für den Kommanditär weder während 
der Dauer der Gesellschaft, noch nach ihrer Auflösung. 
Wenn der Kommanditär Gewinn und Zinsen früherer 
Jahre nicht erhoben hat, so ist dieser Betrag als Ver- 
mehrimg der Kapitaleinlage anzusehen i). Für die Be- 
rechnung am Verluste ist nimmehr diese Summe maß- 
gebend. Übersteigt dagegen der Verlust, der den 
Kommanditär an sich treffen würde, diese durch nicht 
erhobenen Gewinn vermehrte Kommanditsumme , so 
findet eine weitere Belastung des Kommanditärs nicht 
statt, während der Komplementär die Pflicht zur Zah- 
lung hat, wenn infolge seiner Verlustbeteiligung für 
ihn ein Verlustsaldo entstanden ist. 

Der Kommanditär braucht Zinsen und bezogenen 
Gewinn im Falle späterer Verluste und einer dadurch 
herbeigeführten Minderung seiner Einlage nicht zu- 
rückzuzahlen, wenn er sie auf Grund einer ordnxmgs- 
naäßigen Bilanz im guten Glauben bezogen hat (Art. 605 
Abs. 4 O.R.). 

§7.. 
Die Pflicht zur Haftung. 

Jeder Gesellschafter, also auch der nicht zur Ge- 
schäftsführung befugte, haftet den übrigen Gesell- 

1) Hafner Art. 557 Anm. 3 O.R. 
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schaftem für den durch sein Verschulden entstandenen 
Sehaden. Er ist verpflichtet in den Angelegenheiten 
der Gesellschaft denFleifi und die Sorgfalt anzuwenden^ 
welche er in seinen eigenen Angelegenheiten anzu- 
wenden pflegt (Art. 538 0.R). Diese Bestimmung ent- 
hält eine Milderung gegenüber der nach Art 113 OK. 
bestehenden allgemeinen Haftung. Es ist infolge der 
Vorschrift von Art. 538, also auf die individuellen Eigen- 
schaften der Mitkontrahenten zu achten. Ob ein Ver- 
schulden vorliegt, ist in jedem einzelnen Falle durch 
Ermittlung der Sorgfalt, die der Betreffende in seinen 
eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, zu unter- 
suchen. 

Der Gesellschafter hat den durch sein Verschulden 
verursachten Schaden der Gesellschaft zu ersetzen und 
zwar kann letztere Einzahlung der ganzen Schaden- 
ersatzsumme in die Gesellschaftskasse verlangen, 
während bei der einfachen Gesellschaft jeder Gesell- 
schafter nur seine Rate des Schadens fordern kann. 

Der Gesellschafter, welcher durch sein Verschulden 
zum Schadenersatz verpflichtet ist, kann bei Bemessung 
desselben die Vorteile nicht verrechnen, welche er der 
Gesellschaft in anderen Fällen durch seinen Fleiß ver- 
schafft hat (Art. 538 Abs. 2 0.R). 

§8. 

Das Konkurrenzverbot. 

Nach Art. 536 Ö.R. darf bei der einfachen Gesell- 
schaft kein Gesellschafter zu seinem besonderem Vor- 
teile Geschäfte betreiben, durch welche der Zweck der 
Gesellschaft vereitelt oder beeinträchtigt wird. Es be- 
darf also bei der einfachen Gesellschaft immer des 
Nachweises, daß die Geschäfte der Gesellschaft nach- 
teilig gewesen sind. Dieses Nachweises dagegen braucht 
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es weder für die Kollektiv- noch Kommanditgesell- 
schaft, denn hier darf ein Gesellschafter ohne Zu- 
stimmung der übrigen Gesellschafter weder in dem 
Geschäftszweige der Gesellschaft für eigene Rechnung 
oder für Rechnung eines Dritten Geschäfte machen, 
noch an einer anderen gleichartigen Unternehmung als 
Kollektivgesellschafter oder als Konmianditär teil^ 
nehmen (Art. 558 O.R.), Das schweizerische Obliga- 
tionenrecht geht also weiter, als . das deutsche Handels- 
gesetzbuch, indem es auch die Teilnahme als Komman- 
ditär verbietet. Es gilt also demnach für den Komman- 
ditär genau das für den Kollektivgesellschafter auf- 
gestellte Konkurrenzverbot 1). Das Konkurrenzverbot 
trifft alle Gesellschafter ohne Unterschied, ob sie von 
der Geschäftsführung ausgeschlossen sind oder nicht, 
ob sie Kapitaleinlagen oder nur ihre Arbeitskraft bei- 
tragen 2), denn einen Einblick in den Geschäftsgang 
haben alle und dadurch wären sie wohl in der Lage 
ihre Kenntnisse zum Nachteile der Gesellschaft zu ver- 
werten. 

Das Konkurrenzverbot ist auf den Geschäftszweig 
der Gesellschaft bez. auf ein gleichartiges Unternehmen 
beschränkt. Ein anderes Geschäft kann jeder Gesell- 
schafter betreiben, wenn es nur nicht den Bestimmungen 
des Art. 636 widerspricht, d. h. wenn es für die Gesell- 
schaft nicht von Nachteil ist; ebenso darf er sich unter 
den gleichen Voraussetzungen als Kollektivgesell- 
schafter oder Kommanditär bei einem nicht gleich- 
artigen Unternehmen beteiligen. Die Beteiligung an 
einer Kommanditaktiengesellschaft ist überhaupt nicht 
verboten, da diese Gesellschaft im schweizerischen 
Gesetzbuche unter dem Titel Aktiengesellschaft steht. 



1) Curti S. 266. 

2) Schneider und Fick Anm. 2 zu Art 558. 
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und die Beteiligung an einer solchen nicht unter- 
sagt ist^). 

Ein wirkliches Konkurrenzgeschäft darf der Gesell- 
schafter nur betreiben, wenn sämtliche übrigen Gesell- 
schafter damit einverstanden sind. Dieses Einverständ- 
nis braucht nicht notwendig ein ausdrückliches zu sein, 
sondern kann sich aus den Umständen ergeben. 
Zweifellos muß es angenommen werden, wenn die 
übrigen Gesellschafter wußten, daß der Gesellschafter 
bei einer anderen Gesellschaft beteiligt sei und im 
Gesellschaftsvertrage die Aufgabe dieser Beteiligung 
nicht bedungen wurde oder wenn ein Gesellschafter, 
der in die Gesellschaft aufgenommen worden ist, ein 
eigenes gleichartiges Geschäft betreibt, obwohl die 
übrigen Gesellschafter davon Kenntnis hatten. 

Handelt ein Gesellschafter den Vorschriften des 
Art. 558 zuwider, so wird er aus dem von ihm persön- 
lich eingegangenen Geschäfte Dritten gegenüber allein 
verpflichtet und hat den dabei etwa erwachsenden 
Schaden allein zu tragen. Er haftet der Gesellschaft 
sowohl für den durch sein Handeln entstandenen Ver- 
lust, als auch für den ihr entgangenen Gewinn. 

B. Rechte der Gesellschafter. 

§9. 
Das Recht zur OeschBftsftthning. 

Die Vorschriften über die Geschäftsführung regeln 
das Verhältnis im Innern des Geschäftsbetriebes zwischen 
den Gesellschaftern unter einander und stehen im 
Gegensatz zur Vertretung, die sich auf das Rechts- 
verhältnis nach außen, zu Dritten bezieht. In den 
meisten Fällen wird die Befugnis zur Geschäftsführung 



1) Schneider und Fick Anm. 5 zu Art. 558. 
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mit der Vertretungsbefugnis zusammentreffen, aber 
notwendig ist dies nicht; die beiden Befugnisse werden 
daher auch vom Gesetz verschieden behandelt. 

Die Geschäftsführung steht nun mangels einer Be- 
stimmung im GeseUschaftsvertrage , dem einen oder 
den mehreren unbeschränkt haftenden Gesellschaftern 
zu, während ein Kommanditär zur Führung der Ge- 
schäfte weder berechtigt noch verpflichtet ist (Art. 595 
Abs. 2 O.R.). Der Umfang der Geschäftsführung ist 
gesetzlich geregelt und umfaßt den gewöhnlichen Be- 
trieb der gemeinschaftlichen Geschäfte, das Recht und 
die Pflicht zu tatsächlichen Verrichtungen z. B. zur 
Buchführung, wie insbesondere zur Vornahme von 
Rechtsgeschäften, welche zum gewöhnlichen Betriebe 
gehören. Der Kommanditär ist nicht befugt gegen die 
Vornahme einer derartigen Handlung der Geschäfts- 
führung Widerspruch zu erheben (Art. 595 Abs. 3 O.R.). 

Dies sind die im Gesetz gegebenen Vorschriften, 
die jedoch anders als bei der Vertretung , nur dispo- 
sitiver Natur sind und im Gesellschaftsvertrage durch 
den übereinstimmenden Willen der Gesellschafter anders 
geordnet werden können. So kann im Gesellschafts- 
vertrage bestimmt sein, daß die Geschäftsführung einem 
oder mehreren Komplementaren übertragen sein soll, 
während die übrigen Komplementare davon ausge- 
schlossen sind. Andererseits kann bestimmt sein, daß 
die Befugnis zur Geschäftsführung einem oder mehreren 
Kommanditären zustehen soll oder sogar, daß alle 
unbeschränkt haftenden Gesellschafter davon ausge- 
schlossen sind. Es ist auch möglich, daß sämtliche 
Gesellschafter jemanden Prokura erteilen, sei dies nun 
ein Dritter oder ein Kommanditär. Es sind also die 
verschiedensten Kombinationen möglich; ist aber einem 
Gesellschafter, gleichviel ob Komplementär oder Kom- 
manditär die Geschäftsführung übertragen, so ist er 
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dazu in gleichem Mafie berechtigt wie ein Kollektiv- 
gesellschafter. 

Ist mehreren Gesellschaftern die Geschäftsführung 
eingeräumt und enthält der Gesellschaftsvertrag keine 
weiteren Bestimmungen, so steht die Geschäftsführung 
gleichmäßig jedem einzelnen für sich allein zu, jeder 
von ihnen kann ohne Mitwirkung der übrigen handehi 
(Art. 534 O.R.) ; jedoch kann jeder andere zur Geschäfts- 
führung befugte Gesellschafter durch seinen Wider- 
spruch bewirken, daß die Vornahme der geplanten 
Handlung unterbleibe i). 

Geht ein Gesellschafter trotz des rechtzeitig er- 
hobenen Widerspruches des anderen ein Rechtsgeschäft 
ein, so wird er schadenersatzpflichtig. Ob Dritte aus 
dieser Handlung Rechte gegen die übrigen Gesell- 
schafter ableiten können, hängt davon ab, ob der 
Dritte zur Zeit des Vertragsabschlusses von dem Wider- 
spruche Kenntnis hatte oder nicht. Ist der Vertrag 
schon erfüllt, so ist der Widerspruch wirkungslos. Ist 
derselbe grundlos eingelegt, so ist der Widersprechende 
schadenersatzpflichtig. 

Es kann nun aber auch die Geschäftsführung 
mehreren Gesellschaftern als Kollektivgeschäftsführung 
übertragen sein, also mit der Beschränkung, daß der 
eine nicht ohne den anderen handeln kann; in diesem 
Falle bedarf es der Zustimmung aller geschäftsführen- 
den Gesellschafter, es sei denn, daß Gefahr im Verzuge 
ist. Gefahr im Verzuge liegt erst dann vor , wenn ein 
wirklicher Schaden zu befürchten ist, wenn es gilt, 
diesen drohenden Schaden abzuwenden und nicht 
schon dann, wenn der Verlust eines Gewinnes zu be- 
fürchten ist. 



1) Dieser Widerspruch ist das sog. veto administratif, der franzö- 
sischen Gesetzgebung. 
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Das Recht der Gesellschafter zur Geschäftsführung 
bezieht sich immer nur auf den gewöhnlichen Betrieb 
der Gesellschaftsgeschäfte. Zur Bestellung eines General- 
bevollmächtigten oder zur Vornahme von Rechtshand- 
lungen, welche über den gewöhnlichen Betrieb der 
gemeinschaftlichen Geschäfte hinausgehen, ist, sofern 
nicht Gefahr im Verzuge ist, die Einwilligung sämt- 
licher Gesellschafter erforderlich, also auch der von 
der Geschäftsführung ausgeschlossenen, insbesondere 
auch der Kommanditäre (Art. 535 O.R.). Der Gesell- 
schaftsvertrag wird in den meisten Fällen die Rechts- 
handlungen, welche nicht zum gewöhnlichen Geschäfts- 
betrieb gehören, besonders bezeichnen, dabei wird nicht 
nur die Art des Geschäfts, sondern auch die Größe 
und Gefährlichkeit berücksichtigt werden. Bei der 
Wahl der Person zur Geschäftsführung ist eine ge- 
wisse Sorgfalt anzuwenden, denn Art. 539 Abs. 1 O.R. 
bestimmt, daß die im Gesellschaftsvertrage einem Ge- 
sellschafter eingeräumte Befugnis zur Geschäftsführung 
von den übrigen Gesellschaftern ohne wichtige Gründe 
weder widerrufen, noch beschränkt werden kann. Nur 
wenn wichtige Gründe vorUegen, der Geschäftsführer 
sich z. B. grober Pflichtverletzung schuldig macht oder 
zur Geschäftsführung untauglich wird, ist ein Widerruf 
möglich und zwar selbst dann, wenn im Gesellschafts- 
vertrage etwas anderes bestimmt sein sollte (Art. 539 
O.R.). Nach deutschem Recht muß bei der offenen 
Handelsgesellschaft die Entziehung der Befugnis zur 
Geschäftsführung im ordentlichen Klagewege betrieben 
werden, während nach schweizerischem Recht der 
Widerruf auch außergerichtlich geschehen kann. Wider- 
spricht ihm aber der geschäftsführende Gesellschafter 
oder sind die anderen Gesellschafter mit dem Wider- 
ruf nicht einverstanden, so muß gegen alle wider- 
sprechenden Gesellschafter Klage erhoben werden. 
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Zum vorläufigen Schutz kann zunächst eine einst- 
weilige Verfügung dahin erwirkt werden , daß die Ge- 
schäftsführung wenigstens vorläufig entzogen wird. 
Der unbegründete Widerruf hat wie erwähnt Schaden- 
ersatzpflicht zur Folge und kann sogar die Auflösung 
der Gesellschaft herbeiführen. Stellt sich dagegen der 
Widerruf als begründet heraus, so brauchen die Gesell- 
schafter im Verhältnis zu einander die nach dem 
Widerruf von dem betr. Gesellschafter abgeschlossenen 
Geschäfte nicht anzuerkennen. Diese Vorschriften des 
Art. 539 O.R. stehen nicht etwa im Widerspruch zu 
Art. 40 , nach dem eine vertragsmäßig erteilte Voll- 
macht vom Vollmachtgeber jederzeit beschränkt oder 
widerrufen werden kann; denn Art 40 regelt das Ver- 
hältnis nach außen d. h. zwischen dem Vollmachtgeber 
und dem Dritten, während Art. 539 das Verhältnis der 
Gesellschafter unter sich betrifft. 

Besorgt ein von der Geschäftsführung ausge- 
schlossener Gesellschafter Gesellschaftsangelegenheiten 
oder überschreitet ein zur Geschäftsführung befugter 
Gesellschafter seine Befugnisse so finden die Vor- 
schriften über Geschäftsführung ohne Auftrag Anwen- 
dung (540 Abs. 2 O.R.). 

Für Gesellschaftsbeschlüsse ist die Zustimmung 
aller Gesellschafter erforderlich, also auch der nicht 
geschäftsführenden und zwar ist Einstimmigkeit not- 
wendig, wenn nicht vertragsmäßig Stimmenmehrheit 
als genügend vereinbart worden ist. In letzterem Falle 
ist die Mehrheit nach der Personenzahl und nicht nach 
der Höhe der Beiträge zu berechnen (Art 532 O.R.). 

Der von der Geschäftsführung ausgeschlossene 
Gesellschafter hat ein weitgehendes Aufsichtsrecht, 
indem er sich persönlich vom Gange der Gesellschafts- 
angelegenheiten unterrichten, von den Geschäftsbüchern 
und Papieren der Gesellschaft Einsicht nehmen und 
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auf Grundlage derselben für sich eine Übersicht über 
den Stand des gemeinschaftlichen Vermögens anfertigen 
kann. Eine entgegenstehende Vereinbarung, also ein 
Verzicht auf die Kontrolle ist für die Kollektiv- und 
Kommanditgesellschaft zulässig. Dies geht aus Art. 555 
Abs. 2 hervor. Damach gilt der Absatz 2 des Art 525, 
der für die einfache Gesellschaft d^e Vorschrift, daß 
eine entgegenstehende Vereinbarung nichtig ist, für 
zwingend erklärt, für die Kommanditgesellschaft nicht. 
Sollte aber dem geschäftsführenden Gesellschafter Un- 
redlichkeit oder absichtliche Benachteiligung der Ge- 
sellschaft nachgewiesen werden können, so verliert 
dieser Verzicht seine Wirksamkeit. Ist der zur Aus- 
übung der Kontrolle beauftragte Gesellschafter mit der 
kaufmännischen Buchführung nicht vertraut, so kann er 
einen Sachverständigen bezeichnen, über dessen Person 
im Falle eines Widerspruches der Richter entscheidet 

§ 10. 

Das Becht auf Gewinnbeteiligung. 

Am Schlüsse eines jeden Geschäftsjahres ist ein 
Inventar und eine Bilanz des Gesellschafts Vermögens 
anzufertigen auf Grund derselben der Gewinn oder 
Verlust des Jahres zu ermitteln und für jeden Gesell- 
schafter sein Gewinnanteil zu berechnen (Art. 556 Abs. 1 
0.R). In den meisten Fällen wird der Gesellschafts- 
vertrag die Beteiligung am Gewinn und Verlust näher 
bestimmen. Die Vorschriften des Gesetzes gelten da- 
her nur in Ermangelung solcher vertragsmäßiger Be- 
stimmungen. Eine Verabredung, daß ein Gesellschafter 
nur am Gewinn nicht auch am Verlust teilnehmen soll, 
ist nur zulässig für den Fall, daß sein Beitrag aus- 
schließlich in Arbeit für den gemeinsamen Zweck be- 
steht (Art 531 O.R.). 
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Bei der Ermittlung von Gewinn und Verlust sind 
nicht nur die gewöhnlichen Gesellschaftsschulden als 
Passiven zu behandeln, sondern auch die jedem Gesell- 
schafter für sein eingelegtes Kapital gutzuschreibenden 
4% Zinsen, sowie ein allfälliges für seine Arbeit ver- 
abredetes Honorar (Art. 556 Abs. 2 und 3 O.R.). Es 
müssen also jedem Gesellschafter von dem zur Ver- 
fügung stehenden Gewinn zunächst für seinen Anteil 
am Gesellschaftskapital Zinsen zu vier vom Hundert 
und das zugesicherte Honorar gutgeschrieben werden 
und erst wenn dies geschehen ist, kann von eiaer Ver- 
teilung des Gewinnes die Rede sein. Die Zinsen sind 
also stets als Gesellschaftsschulden zu betrachten, so 
daß schon dadurch allein Verlust entstehen oder ein 
etwa schon bestehender Verlust noch vermehrt werden 
kann i). 

Im Gesellschaftsvertrage kann auch verabredet 
sein, daß der Kapitalanteil des Gesellschafters mit 
mehr als 4^0 zu verzinsen ist. Bei der Verzinsung ist 
jeweils das Guthaben des Gesellschafters am Ende des 
letzten Geschäftsjahres, wie es durch Verluste vermindert 
oder durch Gewinn gewachsen war, in Ansatz zu 
bringen, auch wenn es schon Zinsen, Honorar oder Ge- 
winnanteile enthält. Honorar wird nur ausbezahlt, 
wenn es verabredet ist, was aber nicht ausdrücklich 
zu geschehen braucht In den Motiven zum Entwürfe 
eines schweizerischen Handelsrechts war bestimmt, daß 
auch ohne Verabredung dem Gesellschafter für seine 
Arbeit ein Honorar gutgeschrieben werden solle, da 
sonst die Arbeitskraft, das Talent und der Fleiß, welche 
dem Gesellschaftskapital zu gute gekommen sind, leer 
ausgehen würde «). Diese Bestimmung ist in das Gesetz 



1) Munzingers Motive S. 66. 

2) Munzingers Motive S. 67. 
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nicht aufgenommen worden, weil es unbillig wäre, wenn 
der Kapitalist bei mangelndem Gewinn ein Honorar 
zahlen müsste. 

Nach Art. 557 Abs« 1 O.R. hat jeder Gesellschafter 
das Recht, aus der Gesellschaftskasse Gewinn, Zinsen 
und Honorar des letztverflossenen Jahres zu entnehmen. 
Macht er von diesem Rechte keinen Gebrauch, so wird 
sein Einlagekapital um den Betrag jener Summe ver- 
mehrt, sofern die anderen Gesellschafter keine Einwen- 
dungen dagegen erheben. Im ersten Geschäftsjahre 
hat er also keinerlei Bezugsrecht, sondern nur jeweils 
am Ende des Jahres. Der Gesellschafter kann Zinsen^ 
Honorar und Gewinnanteil herausverlangen ohne Rück- 
sicht auf das Interesse der Gesellschaft; Zinsen oder 
Honorar des letzten Jahres können bezogen werden^ 
auch wenn dadurch das Einlagekapital vermindert wird. 
Eine Ausnahme für den Bezug des Gewinnes gilt nur 
für den Fall, daß durch frühere Verluste das Einlage- 
kapital eines Gesellschafters vermindert worden ist: 
bis zur Wiederergänzung seiner Einlage hat er dann 
keinen Anspruch auf Auszahlung seines Gewinnanteiles, 
der Anspruch auf Auszahlung der Zinsen und des 
Honorars bleibt dagegen auch in diesem Falle bestehen. 
Im übrigen hat aber kein Gesellschafter die Pflicht, 
seine durch Verlust verminderte Einlage durch Nach- 
zahlungen zu ergänzen oder dieselbe über den im Ver- 
trag bestimmten Betrag zu erhöhen (Art. 557 Abs. 3 Jl.). 

Diese Bestimmungen gelten nur für das Innenver- 
hältnis, sobald das Verhältnis zu Dritten in Betracht 
kommt, findet die Vorschrift des Art. 605 Anwendung» 
wonach Zinsen dem Eommanditär nur insoweit ausge- 
zahlt werden dürfen, als dadurch die Kommanditsumme 
nicht vermindert wird. 
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§11- 
Das Recht auf Auslageiiersatz. 

Wenn ein Gesellschafter in den Angelegenheiten 
der Gesellschaft Auslagen macht oder Verbindlichkeiten 
eingeht, so sind ihm die übrigen Gesellschafter ver- 
haftet , ebenso bei Verlusten , welche er unmittelbar 
durch seine Geschäftsführung oder aus Gefahren er- 
leidet, die von derselben unzertrennlich sind (Art. 537 
Abs. 1 O.R.). 

Diese Vorschrift gilt sowohl für den Komplementär, 
als auch für den Kommanditär, obschon der letztere 
selten in die Lage kommen wird, GeseUschaftsange- 
legenheiten zu besorgen. Ist der Gesellschafter von 
der Geschäftsführung ausgeschlossen, so erwächst ihm 
aus unbefugter Geschäftsführung ein unmittelbarer 
Ersatzanspruch gegen die Gesellschaft nicht. Er kann 
vielmehr nur nach den Vorschriften über die Geschäfts- 
führung ohne Auftrag oder wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung Erstattung seiner Auslagen verlangen. 

Die Gesellschaft haftet für alle Aufwendungen, die 
in ihrem Interesse, für ihre Zwecke und auf ihre 
Rechnung aus dem Privatvermögen eines Gesellschafters 
gemacht werden. Die Einlage des Gesellschafters fällt 
aber nicht etwa unter den Begriff „Aufwendung", 
sondern es ist darunter nur dasjenige zu verstehen, 
was der Gesellschafter aus seiner Tätigkeit als solcher 
nach dem Gesellschaftsvertrage mit der Gesellschafts- 
klage von der Gesellschaft fordern kann. Der Gesell- 
schafter ist berechtigt für die Auslagen Ersatz und 
für die vorgeschossenen Gelder vom Tage des ge- 
leisteten Vorschusses an Zinsen zu 5 vom Hundert 
jährlich zu verlangen (Art. 537 Abs. 2 und Art. 83 O.R.). 
Bare Auslagen sind aber nichts anderes, als vor- 
geschossene Gelder, gleichgültig ob sie als Darlehen in 
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den Gesellschaftsfond bezahlt worden sind, oder ob 
die Zahlung im Interesse und für Rechnung der Gesell- 
schaft geschehen ist, wie z. B. bei Berichtigung von 
Gesellschaftsschulden. Die Klage auf Ersatz ist, so 
lange die Gesellschaft besteht oder zum Zwecke der 
Liquidation nach der Auflösung fortbesteht, gegen die 
Gesellschaft zu richten, da der einzelne Gesellschafter 
erst nach Auflösung oder erfolgloser Betreibung der 
Gesellschaft belangt werden kann (Art. 564 Abs. 3 O.R.). 
Der gleiche Grundsatz gilt auch für Verluste, die der 
einzelne Gesellschafter für die Gesellschaft erleidet. 
Jedoch müssen die Verluste aus der Geschäftsführung 
für die Gesellschafter entstanden sein und dürfen nicht 
durch den Gesellschafter selbst verschuldet sein durch 
Unterlassung der ihm obliegenden Sorgfalt, da sonst 
der Gesellschafter nach Art. 538 belangt werden kann. 
Für Verluste , die ein Gesellschafter aus Gefahren er- 
leidet, die mit der Geschäftsführung unzertrennlich 
sind, ist die Gesellschaft ebenfalls haftbar. Diese Vor- 
schrift bezieht sich nicht nur auf den zur Geschäfts- 
führung befugten, sondern auch auf denjenigen Ge- 
sellschafter der entweder vermöge eines besonderen 
Auftrags oder bei Gefahr im Verzuge für die Gesell- 
schaft tätig geworden ist; es muß aber immer ein 
nachweisbarer Kausalzusammenhang zwischen Verlust 
oder Gefahr und der Tätigkeit für die Gesellschaft 
vorhanden sein. 

Für persönliche Bemühungen im Geschäftsbetrieb, 
für Vornahme kaufmännischer und technischer Arbeit, 
für den Verlust, den ein Gesellschafter durch Aufgabe 
seines bisherigen Gewerbes erleidet, steht dem Gesell- 
schafter kein Anspruch auf besondere Vergütung, kein 
Honorar zu^). 

1) Art. 537 Oß. und Curti S. 237. 
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IL 

^Rechtsverhältnis der Gesellschafter gegenüber 



§12. 

Die Vertretung. 

Das Dasein der Eommanditgesellschaft beginnt 
Dritten gegenüber sobald sie unter ihrer Firma im 
Verkehr aufgetreten ist. Dabei ist es für die kauf- 
männische Eommanditgesellschaft belanglos, ob sie in 
das Handelsregister eingetragen ist oder nicht. Die 
nichtkaufmännische Eommanditgesellschaft dagegen 
muß vorerst in das Handelsregister eingetragen sein, 
wenn sie als solche auftreten will. Träger der Rechte 
und Verbindlichkeiten der Eommanditgesellschaft ist 
sie selbst, sie kann unter ihrer Firma Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere 
dingliche Rechte auch an Grundstücken erwerben, vor 
Gericht klagen und verklagt werden (Art 597 OJl.). 
Verpflichtet wird die Gesellschaft dann, wenn der zu 
ihrer Vertretung befugte Gesellschafter Rechtsgeschäfte 
in ihrem Namen abschließt. Dabei ist es gleichgültig, 
ob die Geschäfte ausdrücklich im Namen der Gesell- 
schaft geschlossen worden sind oder ob diese Absicht 
aus den Umständen hervorgeht (Art. 563 O.R.). Ver- 
tretungsberechtigt sind die unbeschränkt haftenden 
Gesellschafter, die wie bereits erwähnt, auch allein zur 
Geschäftsführung befugt sind (Art. 598 Abs. 1 O.R.). Sind 
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mehrere unbeschränkt haftende . Gesellschafter vor- 
handen, so ist die Gesellschaft in Bezug auf diese eine 
Kollektivgesellschaft (Art. 593 O.R.). Für den Umfang 
der Vertretungsbefugnis kommen die Bestimmungen 
über Kollektivgesellschaften zur Anwendung (Art. 598 
Abs. 2 O.R.). Nach Art. 560 sind also Dritte , sofern 
das Handelsregister keine entgegenstehenden Bestim- 
mungen über die Vertretungsbefugnis enthält , zu der 
Annahme berechtigt, das jeder einzelne Komplementär 
zur Vertretung der Gesellschaft berechtigt sei. Sollten 
einzelne Komplementare von der Vertretung ausge- 
schlossen sein, so mnä diese Bestimmung, um Dritten 
gegenüber wirksam zu sein, im Handelsregister ver- 
lautbart sein. 

Jeder zur Vertretung der Gesellschaft befugte Ge- 
sellschafter ist ermächtigt im Namen der Gesellschaft 
alle Arten von Rechtshandlungen und Geschäften (nicht 
nur Handelsgeschäfte) vorzunehmen, welche der Zweck 
der Gesellschaft mit sich bringen kann (Art. 561). Die 
Vertretungsbefugnis des Gesellschafters ist also eine 
ausgedehntere, als die des bloßen Handlungsbevoll- 
mächtigten, die sich nur auf die Rechtshandlungen 
und Geschäfte erstreckt, welche der Betrieb eines der- 
artigen Gewerbes gewöhnlich mit sich bringt. Zur 
Eingehung von Wechselverbindlichkeiten, zur Aufnahme 
von Darlehen und zur Prozefiführung ist der Handlungs- 
bevollmächtigte nur ermächtigt kraft einer Spezial- 
voUmacht (Art. 426 O.R.). 

In Art. 561 ist eigentlich die Vertretungsbefugnis 
der Gesellschafter nicht genau genug bestimmt, denn 
es geht nicht zweifelsfrei daraus hervor, was durch 
den Gesellschaftszweck ausgeschlossen ist. Wird die 
Firma von einem Gesellschafter zum Abschluß von 
Rechtsgeschäften mißbraucht, so ist er seinen Mit- 
gesellschaftern gegenüber allerdings verantwortiich ; 
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die Rechte gutgläubiger Dritter bleiben jedoch be- 
stehen. Nur dann, wenn der Gesellschafter in der Ab- 
sicht gehandelt hat, die Gesellschaft widerrechtlich zu 
schädigen und ein Dritter unter ausdrücklicher Kenntnis 
dieser Absicht zum Abschlufi mitgewirkt hat, wird die 
Gesellschaft nifht verpflichtet, denn es steht ihr dann 
die Betrugseinrede zu. Abgesehen von diesem wider- 
rechtlichen Mißbrauch wird in der Regel der Zweck 
der Gesellschaft es mit sich bringen, für sie Rechte 
und Verpflichtungen aller Art einzugehen, z. B. Ankauf 
und Verkauf von Waren, Aufnahme von Darlehen, 
Prozeßführung, Ankauf, Veräußerung und Verpfändung 
auch von Grundstücken. 

Eine Beschränkung dieser gesetzlich bestimmten 
Vertretungsbefugnis hat gutgläubigen Dritten gegen- 
über keine rechtliche Wirkung (Art. 561 Abs. 2 O.R.). 
Selbst die Eintragung in das Handelsregister hat den- 
jenigen Dritten gegenüber keine Wirkung, welche sie 
nicht kennen. Es ist für die Beschränkung der Ver- 
tretungsbefugnis , in der Art, daß die Gesellschafter 
nur für gewisse Arten von Geschäften vertretungs- 
berechtigt sein sollen, nicht die Eintragung in das 
Handelsregister, sondern der gute Glauben des Dritten 
ausschlaggebend. So lange der Gesellschafter laut 
Vereinbarung im Handelsregister nicht gänzlich von 
der Vertretung ausgeschlossen ist, ist der Dritte zu 
der Annahme berechtigt, daß der Gesellschafter zum 
Abschluß aller Rechtshandlungen befugt ist, die der 
Zweck der Gesellschaft überhaupt mit sich bringen kann. 

In der Anordnung der Gesamtvertretung, vermöge 
deren die Gesellschafter nur gemeinsam für die Ge- 
sellschaft zu handeln vermögen, liegt keine unzulässige 
Beschränkung ihrer Vollmacht; sondern lediglich die 
Ausschließung der Möglichkeit die Gesellschaft etUein 
zu vertreten (Art 561 Abs. 3 O.R.). Diese Bestimmung 



— 51 — 

ist aber Dritten gegenüber ebenfalls nur dann von 
Wirksamkeit, wenn sie in das Handelsregister ein- 
getragen ist (Art. 553 Z. 4 O.R.). 

Dagegen ist es unzulässig, in das Handelsregister 
eine Bestimmung des Inhaltes einzutragen, daS ein 
Gesellschafter nur für gewisse Arten von Geschäften 
einzeln, für andere Geschäfte dagegen nur zusammeii 
mit anderen Gesellschaftern zeichnen könne. Ebenso 
ist es unzulässig, einem Gesellschafter das Recht zur 
Führung der Firma nur für den Fall der Verhinderung 
eines anderen Gesellschafters zu erteilen. Die Be- 
schränkung, daß ein Gesellschafter nur gemeinsam mit 
einem Prokuristen die Firma zeichnen dürfe, ist eben- 
falls unstatthaft, denn die Befugnisse beider sind nicht 
die gleichen und in materieller Hinsicht ist eine Be- 
schränkung der Vertretungsbefugnis des Komplementars 
auf die Befugnisse eines Prokuristen unstatthaft i). 

Eine Beschränkung der in Art. 561 Abs. 1 normier- 
ten Vertretungsbefugnis enthält die Bestimmung des 
Art. 562. Darnach ist zur Bestellung eines Prokuristen 
die Einwilligung aller zur Vertretung der Gesellschaft 
befugten Gesellschafter erforderlich und zwar ohne 
Unterschied, ob es sich um Einzel- oder KoUektivproküra 
handelt. Diese Beschränkung gilt aber nur für Be- 
stellung eines Prokuristen, nicht etwa auch für die 
Bestellung eines Handlungs- oder Generalbevoll- 
mächtigten und bezieht sich nur auf die Bestellung. 
Der Widerruf des Prokuristen kann von jedem ver- 
tretungsb er echtigten Gesellschafter jederzeit (Art. 428 
O.R.) und mit Wirkung gegen Dritte geschehen, wenn 
er in das Handelsregister eingetragen ist (Art. 425 O.R.). 

Aus wichtigen Gründen kann einem Gesellschafter 
die Vertretungsbefugnis nachträglich entzogen werden. 



1) Schneider und Fiele Anm. 1 z. Art. 561 S. 742. 
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Das Gesetz enthält allerdings keine direkte Bestimmung 
darüber; es spricht nur von der Entziehung der Ge- 
schäftsführungsbefugnis aus wichtigen Gründen; allein 
die Vorschrift ist auch für die Befugnis zur Vertretung 
anzuwenden. Die Gesellschaft könnte sonst ohne diese 
Rechte in eine schlimme Lage kommen, da der zur 
Vertretung der Gesellschaft berechtigte Gesellschafter 
der Gesellschaft weit mehr schaden kann, als der bloße 
Geschäftsführer. Die Entziehung der Vertretungsbe- 
fugnis mu£ ins Handelsregister eingetragen und durch 
das Handelsamtsblatt veröffentlicht werden. Für die 
Eintragung ist gemäß Art. 554 Abs. 1 O.R. die Mitwir- 
kung sämtlicher Gesellschafter erforderlich. Es kann 
daher gegen den Willen der Gesellschafter der Wider- 
ruf außergerichtlich keine praktischen Folgen haben. 
Die fehlende Zustimmung der Gesellschafter muß viel- 
mehr durch Richterspruch und bei Gefahr im Verzuge 
durch einstweilige Verfügung ersetzt werden. 

Der Kommanditär ist zur Vertretung der Gesell- 
schaft nicht berechtigt. Jedoch ist die Erteilung der 
Vertretungsbefugnis durch ausdrücklichen Beschluß der 
Gesellschafter möglich. Der Kommanditär kann ferner 
ebenso, wie der von der Vertretung ausgeschlossene 
Komplementär sowohl zum Prokuristen, als auch zum 
Handlungsbevollmächtigten ernannt werden. In wieweit 
die Gesellschaft dann durch ihn verpflichtet wird, hängt 
von dem Umfang der Vollmacht ab. Will der Komman- 
ditär, der als Prokurist oder Handlungsbevollmächtigter 
der Gesellschaft für sie Geschäfte schließt oder Rechts- 
handlungen vornimmt, eine weitergehende Haftung aus 
allen diesen Geschäften ausschließen, so muß er beim 
Abschluß derselben ausdrücklich erklären, daß er nur 
als Prokurist oder Bevollmächtigter handle, da er 
anderenfalls gleich einem unbeschränkt haftenden Ge- 
sellschafter verpflichtet ist (Art. 598 Abs. 3 O.R.). 
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§ 13. 
Die Haftnng. 

Für die Schulden der Kommanditgesellschaft haftet 
neben ihrem Vermögen das Privatvermögen des Komple- 
mentars bez. der mehreren Komplementare. Letztere 
haften für alle Verbindlichkeiten der Gesellschaft soli- 
darisch und mit ihrem ganzen Vermögen (Art. 564 
Abs. 1 O.R.). Diese Haftung ist unbeschränkbar, d. h. 
eine entgegenstehende Verabredung ist Dritten gegen- 
über wirkungslos und besteht uneingeschränkt für alle 
Gesellschaftsschulden, also nicht nur für die aus Rechts- 
geschäften überhaupt entstandenen, sondern auch für 
Schadenersatz und Strafen aus unerlaubten Handlungen 
(Art. 564 Abs. 2 O.K.). Der einzelne Komplementär 
kann jedoch für eine Gesellschaftsverbindlichkeit erst 
dann persönlich belangt werden, wenn die Gesellschaft 
aufgelöst oder erfolglos Zwangsvollstreckung betrieben 
worden ist (Art. 564 Abs. 3 O.R.). 

Das deutsche Handelsgesetzbuch § 128 steht, ob- 
gleich es die vermögensrechtliche Selbständigkeit der 
Kommanditgesellschaft vollständig anerkennt, im Gegen- 
satz zum schweizerischen Recht, insofern es den Ge- 
sellschaftsgläubigern gestattet, auch während der Dauer 
der Gesellschaft, ganz nach ihrem Belieben entweder 
gegen die Gesellschaft oder gegen die einzelnen Komple- 
mentare vorzugehen. 

Der Gläubiger kann die persönlich haftenden Ge- 
sellschafter, da sie solidarisch haften, gleichzeitig für 
die ganze Forderung in Anspruch nehmen oder nur 
einen einzelnen Komplementär. Nur wenn ein Komple- 
mentär ausgeschieden oder ausgeschlossen worden ist, 
oder wenn über sein Vermögen, nicht aber gleichzeitig 
über das der übrigen Komplementare der Konkurs er- 
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öffnet worden ist, kann der Anspruch allein gegen den- 
jenigen geltend gemacht werden, der aus der Gesell- 
schaft ausgeschieden oder über dessen Vermögen 
Konkurs ausgebrochen ist (Art. 575—78 O.R.). 

Wer in eine schon beistehende Kommanditgesell- 
schaft als Komplementär eintritt, haftet gleich den 
übrigen Komplementaren für alle vor seinem Beitritt 
von der Gesellschaft eingegangenen Verbindlichkeiten, 
gleichviel ob die Firma eine Änderung erleidet oder 
nicht. Vorbehalte oder Abreden, wonach die Haftung 
des neueintretenden Komplementars beschränkt oder 
ausgeschlossen sein soll, haben Dritten gegenüber keine 
rechtliche Wirkung (Art. 565 O.R.). Diese Bestimmung 
gilt aber nur für den Fall, daß jemand in eine schon 
bestehende Kommanditgesellschaft eintritt, nicht auch 
etwa dann, wenn zwei Kaufleute ihre Geschäfte ver- 
einigen und der eine Komplementär, der andere Kom- 
manditär wird; es ist dies vielmehr die Bildung einer 
neuen Kommanditgesellschaft. 

Neben dem Komplementär steht der Kommanditär 
als haftender Gesellschafter; schon diese Tatsache für 
sich läßt darauf schließen, daß beide Gesellschafter 
bezüglich der für die Haftung maßgebenden Grundsätze 
auf gleicher Stufe stehen. In der Tat ist auch die Art 
der Haftung des Kommanditärs, die gleiche wie die 
des Komplementars und unterscheidet sich lediglich 
durch die summenmäßige Beschränkung. Diese Gleich- 
heit hinsichtlich der Art der Haftung ergibt sich aus 
verschiedenen Bestimmungen des Obligationenrechts. 
Einmal ist die Kommanditgesellschaft nur eine Modi- 
fikation der Kollektivgesellschaft 1) und überdies sagt 
das Gesetz mehrfach, der Kommanditär hafte gleich 



1) Dies ist im deutschen H.G.B. in § 161 Abs. 2 ausdrücklich 
gesagt. 
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einem unbeschränkt haftenden Gesellschafter, wodurch 
die Art und der Umfang der Haftung für den Komman- 
ditär bestimmt ist 

Die Solidarhaft des Kommanditärs ist in der Regel 
auf den Betrag der Kommanditsumme beschränkt 
(Art. 590 O.R.). Das Solidarhaftsprinzip geht aus fol- 
gendem hervor: Das deutsche Handelsgesetzbuch und 
das schweizerische Obligationsrecht bezeichnen den 
offenen Handelsgesellschafter und den Komplementär 
als den Teilnehmer am Handelsgewerbebetrieb mehrerer 
Personen unter gemeinschaftlicher Firma und nennen 
diese Vereinigung „Gesellschaft"^). Im Artik.el 564 
Abs. 1 O.R. ist ausdrücklich bestimmt, daß die offenen 
Handelsgesellschafter solidarisch haften. Es nimmt nun 
auch der Kommanditär an einer solchen Gesellschaft 
zum Handelsgewerbebetrieb unter gemeinschaftlicher 
Firma teil, jedoch nur unter der ausdrücklichen Er- 
klärung, daß er nicht unbeschränkt, sondern nur bis 
zum Betrage einer bestimmten Vermögenseinlage haften 
wolle. Es ist allerdings bestritten, daß die Kommandit- 
gesellschaft überhaupt eine gemeinschaftliche Firma 
habe. Man hat vielmehr behauptet, daß ihre Firma 
lediglich die Firma des Komplementars sei, da ja der 
Name des Kommanditärs niemals in der Firma ent- 
halten sein dürfe 2). Diese Behauptung ermangelt jedoch 
jeder Folgerichtigkeit, denn die Gesellschaftsfirma ist 
aus dem Handelsbrauche entstanden, daß der für die 
Gesellschaft kontrahierende Gesellschafter seinem Na- 
men die Namen sämtlicher Gesellschafter beifügen soll»). 
Da dies aber für den kaufmännischen Verkehr zu 



1) H.G.B. § 105 Abs. 1 xl O.E. Art 552 Abs. 1. 

2) Diese Ansicht ist namentlich vertreten v. Kräwel. (Archiv für 
Theorie und Praxis des allgemeinen deutschen Handelsrechts. Heraus- 
gegeben von F. B. Busch.) 

3) Renaud S. 143, Erlanger S. 7 Anm. 1. 
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schleppend war, kam die Abkürzung und „Comp." auf ^). 
Die Gemeinschaftlichkeit der Firma ergibt sich aber 
auch daraus, daß das Gesetz von „gemeinschaftlicher 
Firma" sogar dann spricht, wenn nur eine Person un- 
beschränkt haftet (Art. 590 O.R.). 

Wenn also für die rechtliche Stellung des Kom- 
manditärs dieselben Grundsätze charakteristisch sind, 
die für den offenen Gesellschafter und den Komple- 
mentär maßgebend sind, so hat dies die Anwendung 
der gleichen Rechtssätze zur nötwendigen und natür- 
lichen Folge. Die Art der Haftung ist also, wie ge- 
sagt, die gleiche und der grundsätzliche Unterschied 
der Komplementär- und Kommanditärhaftung beruht 
auf der summenmäßigen Beschränkung der Einzel- 
haftung des Kommanditärs, soweit nicht Abweichungen 
für besondere Fälle vorgesehen sind. 

Eine solche Abweichung für die Haftung des Kom- 
manditärs von derjenigen des Komplementars enthält 
Art. 603 Abs. 1. Darnach haben während der Dauer 
der Kommanditgesellschaft ihre Gläubiger keinerlei 
direktes Klagerecht gegen den Kommanditär. Die Klage 
gegen den Kommanditär steht also den Gläubigern nicht 
schon, wie die Klage gegen den Komplementär nach 
der erfolglosen Betreibung der Gesellschaft zu, sondern 
erst nach ihrer Auflösung. Der Auflösung der Kom- 
manditgesellschaft steht das Ausscheiden eines Kom- 
manditärs gleich, jedoch ist Tod, Konkurs oder Bevor- 
mundung des Kommanditärs kein Auflösungsgrund 
(Art 611 O.R.). Der Kommanditär kann aber ebenso 
wie der Komplementär immer erst in zweiter Linie 
belangt werden. Dies steht im Gegensatze zum deut- 
schen Recht, wonach der Kommanditär den Gesellschafts- 
gläubigern bis zur Höhe seiner Einlage unmittelbar 



1) Erlanger S. 17. 
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haftet Der Kommanditär des deutschen Handelsrechts 
ist also den Gläubigern gegenüber nicht nur deckungs- 
pflichtig, sondern haftpflichtig i). 

Wenn die Kommanditgesellschaft aufgelöst ist, 
haben ihre Gläubiger nur soweit ein direktes Klage- 
recht gegen den Kommanditär, als die Kommandit- 
summe noch nicht eingeworfen oder wieder zurück- 
gezogen ist (Art. 603 Abs. 2). Sobald aber Konkurs der 
Grund für die Auflösung der Gesellschaft ist, ändert 
sich das Klagerecht der Gläubiger dahin, daß sie nur 
die Leistung der noch nicht eingeworfenen oder wieder 
zurückgezogenen Kommanditsumme zur Masse ver- 
langen können (Art. 603 Abs. 3). Wird die Gesellschaft 
also nicht durch Konkurs aufgelöst, so verlangt der 
Gläubiger vom Kommanditär, daß er statt der Gesell- 
schaft leiste, was er von ihr zu fordern hat. Im Falle 
des Gesellschaftskonkurses dagegen verlangt der Gläu- 
biger, daß der Kommanditär seine Kommanditsumme 
an die Gesellschaft zahle. 

Das schweizerische Recht hat demnach zwei Formen 
der Kommanditeinzelhaftung : Haftung auf Erfüllung 
von Gesellschaftsschulden und Haftung auf Einzahlung 
in den Gesellschaftsfond, während das französische 
Recht nur Haftung auf Einzahlung in den Gesellschafts- 
fond kennt, insofern der Code de commerce Art. 26 
bestimmt: L'associö commanditaire n'est passible des 
pertes que jusqu' ä concurrence des fonds, qu' il a mis 
ou du mettre dans la sociötö. 

Die Haftung des Kommanditärs Dritten gegenüber 
ist auf den Betrag beschränkt, der im Handelsregister 
eingetragen ist. Darüber hinaus haftet er nur, wenn 
er Dritten gegenüber durch Zirkulare oder in anderer 



1) Cosack S. 537. 



- 58 - 

Weise eine höhere Kommanditsumme angegeben hat 
(Art. 602 O.R.). 

Ist die Kommanditgesellschaft dagegen ohne Ein- 
tragung ins Handelregister entstanden (kaufmännische 
Kommanditgesellschaft), so haftet jeder Kommanditär 
dritten Personen für die bis zur Eintragung einge- 
gangenen Verbindlichkeiten der Gesellschaft gleich 
einem unbeschränkt haftenden Gesellschafter, wenn er 
nicht beweist, dafi diesem Dritten seine beschränkte 
Kapitalbeteiligung bei der Gesellschaft bekannt war 
(Art. 599 O.R.). Die kaufmännische Kommanditgesell- 
schaft steht also vor ihrer Eintragung in Bezug auf 
die Haftung der einzelnen Gesellschafter einer Kollektiv- 
gesellschaft gleich, solange der in Anspruch genommene 
Kommanditär nicht beweist, daß der Gesellschafts- 
gläubiger von seiner beschränkten Beteiligung Kennt- 
nis hatte. 

Demzufolge haftet also der Kommanditär bei jeder 
Kommanditgesellschaft beschränkt, wenn er entweder 
laut Gesellschaftsvertrag nur beschränkt haften soll 
und dies in das Handelsregister eingetragen war, oder 
wenn bei Eingehung der Schuld seine beschränkte 
Haftung dem Dritten nachweislich bekannt war. Aber 
selbst wenn diese Erfordernisse für die beschränkte 
Haftung erfüllt sind, gibt es doch Fälle, in denen der 
Kommanditär entgegen dem Gesellschaftsvertrage gleich 
einem unbeschränkt haftenden Gesellschafter haften 
muß. 

Wenn nämlich ein Kommanditär für die Gesell- 
schaft Geschäfte abschließt, so haftet er daraus nicht 
nur wie ein Kommanditär, sondern er ist aus diesen 
Geschäften gleich einem unbeschränkt haftenden Ge- 
sellschafter verpflichtet, wenn er nicht ausdrücklich 
erklärt hat, nur als Prokurist oder als Bevollmächtigter 
zu handeln (Art. 598 Abs. 3 O.R.). Da die Erklärung 
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des Kommanditärs ausdrücklich erfolgen muß, so gilt 
diese Vorschrift auch Dritten gegenüber, die seine 
Stellung als Kommanditär gekannt haben. Der Kom- 
manditär kann sich also von der Haftung durch den 
Beweis, daß der Dritte seine Stellung als Prokurist 
oder Bevollmächtigter gekannt habe, nicht befreien. 
Damit ist aber nicht gesagt, daß die Erklärung des 
Kommanditärs, daß er nur als Prokurist oder Bevoll' 
mächtigter handle, jeweils dem einzelnen Geschäfts- 
freunde gegenüber bei jedem einzelnen Geschäfte aufs 
neue abgegeben werde müsse; es genügt vielmehr, daß 
der Kommanditär einmal erklärt hat nur als Prokurist 
oder Bevollmächtigter zu handeln. Ohne diese Er- 
klärung ist der Dritte aber berechtigt, ihn als unbe- 
schränkt haftenden Gesellschafter anzusehen. 

Der Kommanditär, der für die Gesellschaft Ge- 
schäfte abschließt ohne ausdrücklich zu erklären, daß 
er nur als Prokurist oder als BevoUmächter handelt, 
ist nur „aus diesen Geschäften" gleich einem un- 
beschränkt haftenden Gesellschafter verpflichtet. Allein 
auch wenn er, wie es sehr häufig der Fall sein wird, 
ohne sich ausdrücklich als Prokurist oder als Bevoll- 
mächtigter zu erkennen zu geben, für die Gesellschaft 
handelt, so kann er doch vom Gläubiger als unbeschränkt 
haftender Gesellschafterin Anspruch genommen werden, 
auch wenn er bei einem Gesellschaftsgeschäft persön- 
lich nicht beteiligt war. Der Code de commerce be- 
stimmt daher im Art. 28: „il peut, suivant le nombre 
ou la gravite de ces actes, etre döclarö solidairement 
Obligo pour tous les engagements de la sociötö ou 
pour quelques-uns seulement". Im Anschlüsse hieran 
wollte die Mehrheit der Kommission des Nationalrates 
die Bestimmung aufgenommen haben, daß, wenn der 
Kommanditär regelmäßig Anteil an den Geschäften der 
Gesellschaft nehme, er den Dritten, welche ihn als 
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Kollektivgesellschafter beteiligt glauben, für die Handels- 
schulden unbeschränkt zu haften habe^). Jedoch hat 
der Rat diesen Vorschlag in der Befürchtung, daß der 
Kommanditär dadurch faktisch von der Teilnahme an 
der Geschäftsführung ausgeschlossen werden würde, 
abgelehnt. Damit ist aber nicht ausgeschlossen, daß 
der Richter im einzelnen Falle, den gegen den Grund- 
satz des Art. 595 Abs. 2 O.R. verstoßenden Komman- 
ditär auch Dritten gegenüber, die nicht direkt mit ihm 
verkehrt haben, solidarisch für die Schulden der Gesell- 
schaft haftbar erklären könnte. 

Ein weiterer Fall der unbeschränkten Haftung des 
Kommanditärs findet sich in Art. 600 O.R., wonach der 
Kommanditär, dessen Namen in der Firma der Gesell- 
schaft steht, den Gesellschaftsgläubigern gleich einem 
Kollektivgesellschafter haftet. Es kommt für diese 
Haftung in keiner Beziehung auf den guten Glauben 
des Dritten an. Trotz seiner Kenntnis, daß der in der 
Firma genannte Gesellschafter nur als Kommanditär 
haften wollte, kann der Dritte ihn als unbeschränkt 
haftenden Gesellschafter in Anspruch nehmen. Das 
Gesetz bestimmt diese strenge Haftung, weil die Auf- 
nahme des Namens in die Firma auf eine unbeschränkte 
Beteiligung schließen läßt; andererseits will es dem 
Komplementär dadurch ein Mittel gewähren^ sich als 
solcher zu erkennen zu geben. 

Die beiden angeführten Fälle der unbeschränkten 
Haftung des Kommanditärs beziehen sich, wie noch 
besonders hervorgehoben werden mag, natürlich nur 
auf das Verhältnis des Kommanditärs zu Dritten, 
während für das Verhältnis der Gesellschafter unter- 
einander der Gesellschaftsvertrag maßgebend ist. 



1) Schneider und Fick Art. 598 Anm. 4 S. 778. 
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Wenn jemand in eine schon bestehende Kom- 
manditgesellschaft als Kommanditär eintritt, so haftet 
er ähnlich, als wenn er als Komplementär eintritt, auch 
für die vor seinem Beitritt eingegangenen Verbind- 
lichkeiten, nur ist seine Haftung auf die Höhe seiner 
Kommanditsumme beschränkt. Gleichgültig ist dafür, 
ob die Firma eine Änderung erleidet oder nicht. Ent- 
gegenstehende Vereinbarungen haben Dritten gegen- 
über keine rechtliche Wirkung (Art. 606 O.R.). 

Hat der Kommanditär seine Kommanditsumme ge- 
leistet, so hat er damit seine Verpflichtung erfüllt 
Nachschüsse können von ihm nicht verlangt werden, 
wohl aber kann die ursprüngliche Kommanditsumme 
später durch Vertrag zwischen den Gesellschaftern er- 
höht werden, da dies ja nur im Interesse der Gläubiger 
liegt 

Es kann die Kommanditsumme aber auch unter 
den ursprünglichen Betrag vermindert werden. Da- 
durch wird die Haftung für früher entstandene Ver- 
bindlichkeiten jedoch nicht geändert (Art. 604 Abs. 2 
O.R.). Nach Ablauf von fünf Jahren seit Eintragung 
der Herabsetzung ist jedoch die höhere Kommandit- 
summe für die Haftung nicht mehr maßgebend. 

Diese Verminderung des Gesellschaftsvermögens 
ist nun aber keineswegs gleichbedeutend mit der Min- 
derung der Tilgungsmittel. Als solche kommen in 
Betracht: Rückgewährung gesellschaftlicher Beiträge, 
sowie Zahlungen von Gewinnanteilen oder Zinsen an 
den Kommanditär. Für die Zinszahlung bestimmt das 
Gesetz, daß solche an den Kommanditär nur insoweit 
erfolgen darf, als dadurch die Kommanditsumme nicht 
vermindert wird (Art 605 Abs. 1 O.R.). Diese Bestim- 
mung ist mit Rücksicht darauf erfolgt, daß der Kom- 
manditär nur mit seiner Einlage haftet Es muß daher 
Vorsorge getroffen werden , daß die Einlage des Kom- 
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üianditärs durch Bezüge aus dem Gesellschaftsvermögen 
nicht vermindert wird. Das Gesetz verbietet nur die 
Auszahlung von Zinsen, nicht aber das in Rechnung 
stellen derselben; sie können also in die Bilanz ein- 
stellt werden, kommen aber nur dann zur Auszahlung, 
wenn durch Abschreibung des auf die Kommandit- 
summe entfallenden Verlustanteils die letztere nicht 
vermindert wird. Es müssen also im Falle eines Ver- 
lustes die Zinsen zur Erhaltung der ursprünglichen 
Kommanditsumme belassen werden. Von Gewinn- 
anteilen kann hier deshalb nicht die Rede sein, weil 
im Falle einer Verminderung nicht Gewinn, sondern 
Verlust gemacht sein wird. Ergibt sich später aus der 
Bilanz ein Gewinn und die Kommanditsumme ist durch 
frühere Verluste unter den ursprünglichen Betrag ge- 
mindert worden, so muß auch dieser Gewinn zur Er- 
gänzung der Kommanditsumme verwendet werden, 
denn der Absatz 2 des Art. 605 bestimmt, daß bis zur 
Wiederergänzung der durch Verlust verminderten Ein- 
lage der Kommanditär weder Zinsen noch Gewinn be- 
ziehen darf. 

Wenn und soweit der Kommanditär diesen Be- 
stimmungen entgegen Zahlungen von der Gesellschaft 
empfangen hat, haftet er für ihre Verbindlichkeiten 
(Art. 605 Abs. 3). Die Haftung ist in diesem Falle 
jedoch keine unbeschränkte, sondern der Kommanditär 
haftet wie sonst nur mit dem Betrage, der im Handels- 
register eingetragen ist^). 

Zur Rückzahlung von Zinsen und Gewinnen ist 
der Kommanditär jedoch dann nicht verpflichtet, wenn 
er sie in gutem Glauben auf Grund einer ordnungs- 
mäßigen Teilung bezogen hat (Art. 605 Abs. 4). Der 



1) Hafner Anm. 4 zu Art. 605. 
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Eommaiulitär mufi sich also auf eine wenigstens äußer- 
lich ordnungsmäßige Bilanz berufen können. Sobald 
eine solche Bilanz vorliegt, schadet der böse Glaube 
des Komplementars dem Kommanditär nicht, da nach 
schweizerischem Recht das Gewicht nur auf den guten 
Glauben des Kommanditärs gelegt ist, entgegen dem 
deutschen H.G.B.1). 



1) Schneider und Fick Amn. 1 zu Art. 604. 
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m. 

Beendigung der Kommanditgesellschaft. 

§14. 
AnflSsungsgrfinde. 

Eine Auflösung der Qesellschaft ist aus ver- 
schiedenen Gründen möglich. Zunächst liegt eine Auf- 
lösung ohne Zweifel deuin vor, wenn entweder die 
Komplementare oder die Kommanditäre wegfallen, denn 
ohne beide Arten von Teilhabern ist der Bestand einer 
Kommanditgesellschaft ihrem Begriffe nach ausge- 
schlossen. Die Aufhebung der Kommanditgesellschaft 
kann sodann herbeigeführt werden durch den über- 
einstimmenden Willen der Gesellschafter; durch gegen- 
seitige Übereinkunft, wie sich das Gesetz ausdrückt 
(Art. 545 Z. 4). Diese Übereinkunft bedarf, auch wenn 
der Gesellschaftsvertrag in schriftlicher Form abge- 
schlossen worden war, keiner besonderen Form. Eine 
solche Willensübereinstimmung liegt auch dann vor, 
wenn die Gesellschaft nur auf bestimmte Zeit oder 
unter einer Resolutivbedingung eingegangen war. 
Die Gesellschaft gilt jedoch als auf unbestimmte Dauer 
erneuert, sofern die Gesellschafter sie stillschweigend 
oder auf Grund ausdrücklicher Erklärung fortsetzen, 
vorbehaltlich abweichender Bestimmungen im Gesell- 
schaftsvertrage (Art. 545 Z. 5). 

Die Auflösung kann auch durch Kündigung, also 
durch' den einseitigen Willen eines einzelnen Gesell- 
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schafters, sei es des Komplementars oder Komman- 
ditärs, herbeigeführt werden. Eine solche Aufkündigung 
ist für die auf bestimmte Dauer eingegangene Gesell- 
schaft zulässig, wenn sie im Gesellschaftsvertrage 
vorbehalten ist; ohne jede weitere Voraussetzung kann 
die auf unbestimmte Dauer oder auf Lebenszeit eines 
Gesellschafters eingegangene Gesellschaft gekündigt 
werden (Art. 545 Z. 6 O.R.). Die Kündigung in den 
letzten beiden Fällen hat vorbehaltlich anderer Ver- 
einbarungen unter Einhaltung einer Frist von sechs 
Monaten zu geschehen und soll in guten Treuen und 
nicht zur Unzeit erfolgen. Falls jährliche Rechnungs- 
abschlüsse vorgesehen sind, darf die Kündigung nur 
auf das Ende, je eines Geschäftsjahres erfolgen 
(Art. 546). Wann eine Kündigung unzeitig ist oder 
nicht, wird von den Umständen abhängen und durch 
das richterliche Ermessen entschieden werden. Die 
Kündigung ist an keine besondere Form gebunden, 
insbesondere ist das Wort „Kündigung" nicht not- 
wendig, sondern es genügt die unzweideutige Erklärung 
des Kündigungswillens; jedoch wirkt die Kündigung 
nur, wenn sie allen anderen Gesellschaftern gegenüber 
erklärt ist. 

Ohne vorherige Aufkündigung kann die Auflösung 
der Gesellschaft vor Ablauf der Vertragsdauer oder 
bei einer auf unbestinmite Dauer oder auf Lebenszeit 
geschlossenen Gesellschaft verlangt werden, wenn 
wichtige Gründe vorliegen (Art. 547 O.R.). Die Auf- 
lösung kann in diesem Falle nur auf Klage eines oder 
mehrerer Gesellschafter gegen die übrigen nicht zu- 
stimmenden Gesellschafter durch richterlichen Beschluß 
ausgesprochen werden (Art. 545 Z. 7 S. 55 O.R.). Es 
besteht also kein Recht der Gesellschafter von sich 
aus den Mitgesellschafter auszuschließen. Für die Be- 
antwortung der Frage, wann ein wichtiger Grund vor- 

5 
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liegt, ist dem richterlichen Ermessen weiter Spielraum 
gelassen; jedoch müssen die Gründe derart sein, daß 
sie die wesentlichen Voraussetzungen persönlicher oder 
sachlicher Art, unter denen der Gesellschaftsvertrag 
geschlossen wurde, als hinfällig erscheinen lassen, so- 
daä die Erreichung des Gesellschaftszweckes, in der 
beim Abschluß des Vertrags beabsichtigten Art unmög- 
lich oder wesentlich erschwert ist^). Sein eigenes 
schuldhaftes Verhalten, bez. die dadurch entstandene 
Störung des Verhältnisses der Gesellschafter unter 
einander, darf ein Gesellschafter niemals als Auflösungs- 
grund geltend machen 2). 

Die Gesellschaft kann weiterhin aufgelöst werden 
durch Ereignisse, die unabhängig vom Willen der Ge- 
sellschafter sind. Solche Ereignisse sind namentlich: 

1) Die Eröffnung des Konkurses über die Gesell- 
schaft (Art. 572 Abs. 1, Art. 611 O.R.). 

2) Erfüllung des Zweckes, zu welchem die Gesell- 
schaft abgeschlossen wurde oder Unmöglichkeit 
der Erreichung desselben (Art. 545 Z. 1 O.R.). 

3) Der Tod eines Komplementars, wenn nicht ver- 
einbart worden ist, daJS die Gesellschaft mit 
den Erben fortgesetzt werden soll (Art. 545 
Z. 2 O.R.). Wenn jedoch ein Kommanditär 
stirbt, so hat dies die Auflösung der Gesellschaft 
nicht zur Folge (Art. 611 Abs. 2 O.R.). 

4) Der Konkurs und die Bevormundung eines 
Komplementars (Art. 545 Z. 3 O.R.). Während 
nach dem deutschen Handelsgesetzbuche auch 
Konkurs des Kommanditärs ein Auflösungs- 
grund ist, bleibt die Kommanditgesellscheift 
nach schweizerischem Rechte in diesem Falle 
bestehen (Art. 611 Abs. 2 O.R.). 

1) Entscheidungen des schweizerischen Bundesgerichts XVTS. 108, 3. 

2) Entscheidungen des schweizerischen Bundesgehchts XU S. 24. 
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Alle diese Auflösungsgründe bewirken ipso iure, von 
Rechts wegen die Auflösung der Gesellschaft, bilden 
also nicht nur einen Grund für die Gesellschafter, die 
Auflösung zu verlangen 1). 

Eine Auflösung der Gesellschaft kann auch durch 
den Privatgläubiger eines Gesellschafters herbeigeführt 
werden. Hat ein solcher die Zwangsvollstreckung in 
das Privatvermögen eines Gesellschafters erfolglos be- 
trieben und gemäß Art. 596 Abs. 2 O.R. Exekution oder 
Beschlagnahme auf das bei der Auflösung diesem zu- 
kommende Guthaben ausgewirkt, so ist er berechtigt 
unter Beobachtung einer mindestens sechsmonatlichen 
Kündigungsfrist, die Auflösung der Gesellschaft zu ver- 
langen, mag die Gesellschaft auf bestimmte oder un- 
bestimmte Zeit eingegangen sein. 

Die Wirkung einer solchen Kündigung kann aber 
jederzeit, so lange die Auflösung nicht vollzogen ist, 
von der Gesellschaft oder von den übrigen Gesell- 
schaftern durch Befriedigung des kündigenden Privat- 
gläubigers abgewendet werden (Art. 574 O.R.). Diese 
Bestimmung ist getroffen um zu verhindern, daß ein 
Privatgläubiger wegen einer geringen Forderung oder 
sogar der Gesellschafter selbst durch Nichtzahlung der- 
selben die Auflösung der Gesellschaft herbeiführen 
könne. 

Wenn die Gesellschaft vor der Auflösung, sei es 
schon im Gesellschaftsvertrage oder später vereinbart 
hat, daß, ungeachtet des Ausscheidens eines oder 
mehrerer Gesellschafter die Gesellschaft unter den 
übrigen fortgesetzt werden soll, so endigt dieselbe nur 
für die Ausscheidenden, im übrigen besteht sie mit 
allen ihren Rechten und Verbindlichkeiten fort (Art. 
575 O.R.). Es findet in diesem Falle keine Liquidation 



1) Hafner Anm. 1 zu Art. 545. 
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statt, sondern der zu ermittelnde Anteil des Austretenden 
ist ihm ohne weiteres zu zahlen. Die Fortsetzung 
der Gesellschaft setzt jedoch voraus, dafi mindestens 
je einer von den bisherigen Komplementaren und 
Eommanditären Gesellschafter bleibt. Ebenso kann, 
wenn die Gesellschaft nur aus zwei Teilhabern besteht, 
bestimmt werden, dafi beim Ausscheiden des einen der 
andere das Recht haben soll, das Geschäft allein fort- 
zuführen. 

Die Auflösung der Gesellschaft muß in allen den 
genannten Fällen nicht notwendig erfolgen. Liegen 
nämlich die Gründe, aus welchen nach Art 547 die 
Auflösung der Gesellschaft gefordert werden kann, vor- 
wiegend in der Person eines Gesellschafters, so darf 
auf dessen Ausschließung erkannt werden, sofern die 
sämtlichen übrigen Gesellschafter hierauf antragen (Art 
576 O.R.) Die Folge dieser Ausschließung ist, daß der 
ausgeschlossene Gesellschafter sich die Auszahlung 
seines Anteils am Gesellschaftsvermögen in einer dem 
Wert desselben bestehenden Geldsumme gefallen 
lassen muß. 

Ebenso kann die Auflösung der Gesellschaft auch 
für den Fall abgewendet werden, daß ein Komplemen- 
tär in Konkurs verfällt oder ein Privatgläubiger eines 
Gesellschafters von dem ihm nach Art. 574 O.R. zu- 
stehenden Kündigungsrechte Gebrauch macht Die 
übrigen Gesellschafter können hier ebenfalls das Aus- 
scheiden der betreffenden Gesellschafter beschließen 
und ihren Anteil am Gesellschaftsvermögen in Geld 
entrichten (Art. 577 Abs. 1 O.R.). Der Ausgeschiedene 
bleibt, wie auch in den übrigen Fällen des Ausscheidens 
eines Teilhabers, für die bis zur Ausscheidung ent- 
standenen Gesellschaftsschulden und zwar nunmehr 
auch persönlich haftbar; für später eingegangene Ver- 
bindlichkeiten hat er jedoch nur insofern einzustehen, 
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als sie eine unmittelbare Folge bereits bestehender 
Vertragsverhältnisse sind. 

Wenn nur zwei Gesellschafter vorhanden sind, so 
kann derjenige, welcher keine Veranlassung zur Auf- 
lösung gegeben hat, in gleicher Weise den anderen 
abfinden und unter Übernahme sämtlicher Aktiven und 
Passiven das Geschäft auf seine alleinige Rechnung 
fortsetzen (Art. 577 Abs. 2 O.R.); jedoch nicht unter 
der Gesellschaftsfirma (Art. 867 und 872 0.R). Diese 
Ausscheidung ist ohne gerichtliche Mitwirkung möglich 
und steht im Gegensatz zur gerichtlichen Ausschließung, 
die der Richter verfügen kann, wenn die Auflösung 
wegen einer anderen, vorwiegend in der Person des 
einen Gesellschafters liegenden Ursache gefordert wird 
(Art. 578 O.R.). In Deutschland ist die gerichtliche 
Ausschließung bei einer nur aus zwei Personen be- 
stehenden Gesellschaft nicht möglich. 

Die Auflösung der Gesellschaft, das Ausscheiden 
oder die Ausschließung eines Gesellschafters, sowie die 
Fortsetzung des Geschäftes durch einen einzelnen Ge- 
sellschafter müssen in das Handelsregister eingetragen 
werden. Die Eintragung muß selbst dann geschehen, 
wenn die Gesellschaft durch Ablauf der Zeit, für welche 
sie eingegangen war, beendigt wird (Art. 579 O.R.). 

Das Registergericht hat die Beteiligten zur An- 
meldung von Amts wegen durch Ordnungsstrafen an- 
zuhalten (Art. 864 Abs. 1 O.R.). Als Beteiligte kommen 
alle Gesellschafter in Betracht, sowohl die Komplemen- 
tare als auch die Kommanditäre. 

Die Eintragungen werden wirksam, sobald sie durch 
amtliche Bekanntmachung zur Kenntnis der Dritten 
gelangt sein können und bewirken, daß Dritte sich 
nicht auf deren Unkenntnis berufen können (Art. 863 
und 861 Abs. 2 OJR.). Die nach Auflösung der Gesell- 
schaft oder nach Ausscheiden oder Ausschließung eines 
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Gesellschafters laufende fünfjährige Verjährung der 
Klagen und Ansprüche an die Gesellschaft beginnt mit 
dem Zeitpunkt, an welchem die Auflösung der Gesell- 
schaft, das Ausscheiden oder die Ausschließung eines 
Gesellschafters in das Handelsregister eingetragen 
worden ist (Art. 586 O.R.). Ist die Auflösung dagegen 
nicht eingetragen und öffentlich bekannt gemacht, so 
gilt Dritten gegenüber das Gesellschaftsverhältnis als 
fortbestehend, bis die Auflösung wirklich zu ihrer 
Kenntnis gelangt ist (Art. 861 Abs. 3 O.R.). 

§15. 
Folgen der AnflSsung: Das LiquidationsTerfahren. 

Trotz der Auflösung der Gesellschaft bleibt sie 
regelmäßig als solche zunächst noch bestehen, aber der 
Gesellschaftszweck ist ein anderer geworden. Dieser 
ist nicht mehr der Betrieb des Handelsgewerbes, son- 
dern die Aufgabe dieses Betriebes: die Liquidation. 
Sie ist die regelmäßige Folge der Auflösung, es sei 
denn, daß die Kommanditgesellschaft infolge Konkurses 
aufgelöst wird. Allerdings ist eine andere Art der 
Auseinandersetzung nicht ausgeschlossen , da die Vor- 
schriften über die Liquidation nicht zwingender Natur 
sind. Denn die Liquidation geschieht nicht im Inter- 
esse der Gesellschaftsgläubiger, sondern bezweckt 
lediglich die Auseinandersetzung unter den Teilhabern i). 

Liquidatoren sind die zur Geschäftsführung be- 
fugten Gesellschafter, sofern in ihrer Person kein 
Hindernis — Tod, Konkurs, Bevormundung oder Wider- 
ruf der Vertretungsbefugnis — eingetreten ist, die Ver- 
tretung der aufgelösten Gesellschaft als solche fort- 
zusetzen (Art. 580 Abs. 1 O.R.), während nach deutschem 



1) Schneider und Fick Anm. 5 zu Art. 580. 
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Handelsgesetzbuche sämtliche Gesellschafter Liqui- 
datoren sind. Allerdings fehlt es bei der Kommandit- 
gesellschaft im deutschen H.G.B. an einer ausdrück- 
lichen diesbezüglichen Bestimmung, da aber nach 
H.G.B. § 146 auch die von der Vertretung ausge- 
schlossenen Gesellschafter Liquidatoren sind, so ist es 
wohl durchaus berechtigt, auch die Kommanditisten, 
da sie Mitgesellschafter sind, mit als Liquidatoren 
anzuerkennen. Nach schweizerischem Recht dagegen 
sind die Kommanditäre , wie gesagt, von der Liqui- 
dation ausgeschlossen, wenn auch jedem Gesellschafter, 
also auch dem Kommanditär, vorbehalten ist, die Wahl 
anderer Liquidatoren zu beantragen; im Streitfalle hat 
dies durch das Gericht zu erfolgen (Art. 580 Abs. 1 O.R.). 
Wird durch eine solche Wahl die bisherige Vertretung 
der Gesellschaft geändert, so ist die Ernennung von 
Liquidatoren ins Handelsregister einzutragen (Art. 580 
Abs. 3 O.R.). 

Die Erben eines Gesellschafters haben einen ge- 
meinschaftlichen Vertreter bei der Liquidation zu be- 
zeichnen (Art. 581 O.R.). Dieser Artikel bildet keinen 
Widerspruch zu Art. 580 Abs. 1 , da der Vertreter nur 
das in Art. 580 Abs. 2 eingeräumte Recht hat, nicht 
aber ein Recht an der Liquidation teilzunehmen, denn 
das Recht zur Geschäftsführung ist durch den Tod 
erloschen und somit auch das Recht zur Liquidation i). 

Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte 
zu beendigen, die Verpflichtungen der aufgelösten Ge- 
sellschaft zu erfüllen, die Forderungen, auch solche 
gegen einzelne Gesellschafter einzuziehen und das 
Vermögen der Gesellschaft zu versilbern; sie haben 
die Gesellschaft zu vertreten, können für dieselbe 
Prozesse führen, Vergleiche und Schiedsverträge ab- 



1) Haberstich S. 405 u. Hafner Anm. 1 zu Art. 581. 
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schließen (Art. 582 Abs. 1 O.R.). Die Eingehung neuer 
Geschäfte ist nur insoweit zulässig, als sie zur Be- 
endigung schwebender Geschäfte notwendig erscheint 
(Art 582 Abs. 2 O.R.). Die Liquidationsvollmacht ist 
also wie im deutschen H.G.B. § 149 nicht unbeschränkt, 
sondern gesetzlich beschränkt mit Rücksicht auf den 
Liquidationszweck. 

Die Veräußerung von Immobilien kann ohne Zu- 
stimmung der sämtlichen Gesellschafter nicht anders 
als durch öffentliche Versteigerung geschehen (Art 582 
Abs. 3 O.R.). 

Diese Beschränkung der Vertretungsbefugnis der 
Liquidatoren gut nicht nur nach innen, sondern auch 
nach außen, jedoch ist zur vollen Wirksamkeit gegen 
Dritte erforderlich, daß die Auflösung der Kommandit- 
gesellschaft gemäß Art. 579 ins Handelsregister ein- 
getragen worden ist^). 

Die während der Liquidation entbehrlichen Gelder 
werden vorläufig unter die Gesellschafter verteilt Es 
müssen jedoch diejenigen Beträge, welche zur Deckung 
von erst später fällig werdenden Schulden der Gesell- 
schaft, sowie zur Deckung solcher Ansprüche dienen, 
welche den einzelnen Gesellschaftern bei der 
Auseinandersetzung zustehen, zurückbehalten werden 
(Art. 583 O.R.). 

Eine Bestimmung wie das D.H.G.B. § 154, daß die 
Liquidatoren bei Beginn, sowie bei der Beendigung 
der Liquidation eine Bilanz aufzustellen haben, enthält 
das schweizerische Obligationenrecht nicht. Aus 
Art. 583 O.R. dürfte jedoch zu schließen sein, daß von 
Zeit zu Zeit Bilanzen aufgestellt werden müssen, da 
sonst eine Beurteilung, ob entbehrliche Gelder vor- 
handen sind oder nicht, ausgeschlossen sein würde. 



1) Hafner Anm. 5 zu Art. 862 O.R. 
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Haupt- und Endzweck der Liquidation ist, die 
schließliche Auseinandersetzung der Gesellschaft her- 
beizuführen (Art. 584 Abs. 1 O.R.), daher muß für jeden 
Gesellschafter der ihm ^gebührende Betrag ermittelt 
werden. Es fallen dabei diejenigen Sachen, welche 
ein Gesellschafter zum Eigentum in die Gesellschaft 
eingebracht hat, nicht an ihn zurück, sondern er hat 
nur Anspruch auf den Wert, für welchen sie über- 
nommen wurden. Wenn es an einer solchen Wert- 
bestimmung fehlt, so geschieht die Erstattung nach 
dem Werte, welchen die Sachen zur Zeit des Ein- 
bringens hatten (Art. 548 O.R.). Entstehen über die 
Auseinandersetzung Streitigkeiten unter den Gesell- 
schaftern, so hat der Richter darüber zu entscheiden 
(Art. 584 Abs. 2 O.R.). 

Nach Beendigung der Liquidation ist die Löschung 
der Firma im Handelsregister zu veranlassen und zwar 
muß sie in allen Fällen, sofern nicht das Gericht von 
sich aus direkt die Löschung anspricht, durch sämt- 
liche Gesellschafter, also auch die sonst nicht zur 
Vertretung befugten, beantragt werden, keineswegs 
bloß durch die Liquidatoren i). Nach deutschem 
Handelsrecht § 157 ist die Löschung der Firma nur 
von den Liquidatoren zur Eintragung in das Handels- 
register anzumelden. Nach Hafner hat dies auch für 
die Kommanditgesellschaft des schweizerischen Rechts 
zu gelten 2). 

§ 16. 
Der Konkurs der Kommanditgesellschaft. 

Das ältere schweizerische Recht hat keinen be- 
sonderen Konkurs der Kommanditgesellschaft gekannt, 

1) Siegmund S. 225. 

2) Hafner Art. 584 Anm. 3 a. £. O.R. 
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sondern nur einen Konkurs der Gesellschafter i). Das 
Vermögen eines Gesellschafters war für Societäts- und 
Privatschulden in gleicher Weise verhaftet. 

Dem italienischen und französischen Recht dagegen 
war schon im Mittelalter ein besonderer Gesellschafts- 
konkurs bekannt 2). Diesem Beispiele folgend ist in' 
den letzten Jahrzehnten vor in Kraft treten des^ 
schweizerischen Obligationenrechts in einigen Kantonen 
ebenfalls ein besonderer Gesellschaftskonkurs ein- 
geführt worden; jedoch herrschte vielfach Streit 
darüber, welche Regelung die richtige sei, da ja beide 
Systeme ihre Vor- und Nachteile haben. Jedenfalls 
bedeutet die Einführung eines Gesellschaftskonkiu'ses 
eine Bevorzugung der Gesellschaftsgläubiger gegen- 
über den Privatgläubigern. Andererseits ist aber der 
Gesellschaftskonkurs eine Ungerechtigkeit gegenüber 
der Frau des Gesellschafters, wenn ihr bei dem System 
der Gütergemeinschaft im Konkurs kein Privilegium 
zusteht. 

An jene beiden Systeme schließen sich verschiedene 
künstliche Kombinationen an, welche den Zweck 
hatten, die jeweils damit verbundenen Härten zu 
mildern. In diesem Sinne machte Heusler in Basel 
den Vorschlag, daß der Konkurs der Gesellschaft ipso 
iure den Konkurs der Gesellschafter zur Folge haben 
solle 8). 

Das schweizerische Obligationenrecht bestimmt 
dagegen ausdrücklich, daß die Eröffnung des Kon- 
kurses der Gesellschaft den Konkurs der einzelnen 
Gesellschafter nicht ohne weiteres zur Folge haben 
soll (Art. 573 Abs. 2 O.R.). Es anerkennt also den 



1) Hunzingers Motive 2. Entov. S. 73. 

2) Fick § 39. 

3) In der Zeitschrift für. schweizerisches Recht Bd. 111 S. 131. 
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selbständigen Gesellschaftskonkurs. Aus der soli- 
darischen Haftbarkeit der Gesellschafter folgt, daß 
dieselben für die Verluste im Konkurse der Gesell- 
schaft einzustehen haben und unter Umständen eben- 
falls in Konkurs fallen, wenn ihnen die Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeiten unmöglich wird. 

Wenn die Kommanditgesellschaft ihren Verbind- 
lichkeiten nicht mehr nachkommen kann, so wird der 
Gläubiger sie am Hauptsitze ihrer Verwaltung be- 
langen (Art. 46 B.G.). Bei der in das Handelsregister 
eingetragenen Kommanditgesellschaft geht die Be- 
treibung auf Konkurs (Art. 39 Nr. 6 B.G.). Die kauf- 
männische Kommanditgesellschaft besteht aber nun zu 
Recht, auch wenn sie nicht in das Handelsregister 
eingeti'agen ist. In einem solchen Falle kann also, 
wenn gegen die Firma ein Zahlungsbefehl erwirkt 
worden ist, die Betreibung izwar nicht auf Konkurs, 
da ja Konkursbetreibung nur gegen die eingetragene 
Kommanditgesellschaft möglich ist, gehen, wohl aber 
auf Pfändung. Wenn der Gläubiger aber den Konkurs 
der Gesellschaft herbeiführen will, so kann er die ge- 
wöhnliche Betreibung, wenn sie bereits zur Pfändung 
geführt hat, fallen lassen und durch Anzeige beim 
Handelsregisterführer die Eintragung bewirken. Die 
neue Betreibung nach der Eintragung kann dann auf 
Konkurs gehen i). 

Bei der nichtkaufmännischen Kommanditgesell- 
schaft können vor der Eintragung nur die einzelnen 
Gesellschafter in Anspruch genommen werden und 
zwar je nachdem sie persönlich in das Handelsregister 
eingetragen sind oder nicht, auf Konkurs oder 
PfäQdüng2). 



1) Jäger Anm. 10 zu Art. 39. 

2) Curti S. 257. 
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Im Konkurs der Kommanditgesellschaft werden 
die Gläubiger derselben mit Ausschluß der Sonder- 
gläubiger der einzelnen Gesellschafter aus dem Ge- 
sellschaftsvermögen befriedigt (Art. 608 Abs. 1 O.R.). 
Die Konkursmasse besteht daher aus den Aktiven der 
Gesellschaft einerseits und ihren Passiven andererseits. 
Die Gesellschafter können keineswegs für ihre Kapital- 
einlagen als Gläubiger auftreten, weder die Komple- 
mentare noch die Kommanditäre, denn das Gesetz be- 
stimmt noch ausdrücklich, daS zum Gesellschafts- 
vermögen auch die Kommanditsumme gehört (Art. 608 
Abs. 2 O.R.). Es sind jedoch beide Arten der Gesell- 
schafter berechtigt, diejenigen Forderungen, welche 
ihnen unter irgend einem anderen Titel gegen die 
Gesellschaft zustehen, gleich anderen Gesellschafts- 
gläubigern geltend zu machen (Art. 567 O.R.). Sie kann 
also z. B. die Auszahlung nicht erhobener Zinsen und 
Gewinnanteile verlangen ; ferner kann der Kommanditär 
gewährte Darlehen zurückfordern, wenn dadurch seine 
Kommanditsumme überschritten wird; ebenso der 
Komplementär, wenn das Darlehen nicht etwa seinem 
Kapitalkonto als Beitrag gutgeschrieben ist. Beide 
können demnach wohl ihr Kontokorrentkonto, nicht 
aber ihr Kapitalkonto geltend machen i). 

Die Privatgläubiger der Gesellschafter haben kein 
Recht, ihre Forderungen im Gesellschaftskonkurse an- 
zumelden, selbst nicht einmal privilegierte Forderungen; 
daher kann auch eine Ehefrau, deren Frauengut der 
Gesellschafter als Einlage geleistet hat, im Gesell- 
schaftskonkurse keine Forderung geltend machen. 

Wenn das Gesellschaftsvermögen nicht zur Be- 
friedigung der Gesellschaftsgläubiger ausreicht, so sind 
sie berechtigt, für den ganzen unbezahlt bleibenden 



1) Schneider und Fick Anm. 2 z. Art. 567 O.R. 
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Rest ihrer Forderungen aus dem Privatvermögen jedes 
einzelnen unbeschränkt haftenden Gesellschafters in 
Konkurrenz mit dessen Privatgläubigern, Befriedigung 
zu suchen (Art. 609 O.R.). Von dem Kommanditär 
können die Gesellschaftsgläubiger nur verlangen, daß 
die Kommanditsumme , soweit sie noch nicht einge- 
worfen, oder wieder zurückgezogen ist, zur Masse ab- 
geliefert werde (Art. 603 Abs. 3 O.R.). 

Die Gesellschaftsgläubiger können sofort nach der 
Konkurseröffnung über die Gesellschaft die Komple- 
mentare belangen, ohne abwarten zu müssen, ob das 
Gesellschaftsvermögen zu ihrer vollen Befriedigung 
hinreicht oder' nicht i). Die Ansicht Hafners, Webers 
und Brüstleins, daß im Falle des Konkurses der Ge- 
sellschaft die. Gesellschaftsgläubiger nur für den Aus- 
fall ihre Befriedigung aus dem Privatvermögen der 
Gesellschafter suchen könnten, ist schon deswegen 
unrichtig, weil Art. 607 O.R. die Belangung der per- 
sönlich haftenden Gesellschafter nach Auflösung ge- 
stattet und die Gesellschaft durch Konkurseröffnung 
ja aufgelöst wird 2). 

Wenn über das Gesellschaftsvermögen und Privat- 
vermögen eines Teilhabers gleichzeitig der Konkurs 
eröffnet ist, so können die Gesellschaftsgläubiger im 
Konkurse des Komplementars nur den im Konkurse 
der Gesellschaft erlittenen Ausfall ihrer Forderung 
geltend machen (Art. 218 B.G.) »). Meistens £(,ber wird 
bei gleichzeitigem Konkurse der Gesellschaftsgläubiger 
die ganze Forderung im Konkurse des Komplementars 
um deswillen anmelden können, da die im Gesell- 



1) Ders. Ansicht Jäger Note 2 z. Art. 218; Haberstich S. 431; 
Schneider und Fick Anm. 2 z. Art. 568. 

2) Hafner Anm. 8 zu Art. 564; Weber und Brüstlein Note 2a zu 
Art. 218 B.G. 

3) Jäger Anm. 5 zu Art. 218. 
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Schaftskonkurse sich ergebende Konkursdividende noch 
nicht festgestellt sein wird. Die Forderung des Gesell- 
schaftsgläubigers wird dann im Privatkonkurs in vollem 
Umfange anzusetzen sein, mit dem Vorbehalt der 
Reduktion nach Feststellung des im Gesellschafts- 
konkurs erlittenen Ausfalls. 

Sind mehrere Komplementare gleichzeitig im 
Konkurs, so kann der Gesellschaftsgläubiger in jedem 
Konkurse seine ganze Forderung geltend machen 
(Art. 216 Abs. 1 B.G.). 

Im Konkurse, des Kommanditärs haben die Ge- 
sellschaftsgläubiger bez. die Gesellschaft oder deren 
Konkursmasse einen Anspruch auf Einzahlung der noch 
nicht geleisteten Kommanditsumme; jedoch besteht 
dabei keinerlei Vorzugsrecht vor den Privatgläubigern 
(Art. 610 O.R.). 

Die Kommanditgesellschaft unterliegt, nachdem 
ihre Löschung durch das schweizerische Handelsamts- 
blatt bekannt gemacht worden ist, noch während der 
Dauer von sechs Monaten der Konkursbetreibung 
(Art. 40 B.G.). Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied einer 
Kommanditgesellschaft infolge Austritts oder Aus- 
schlusses im Handelsregister gelöscht worden ist^). 

Nach Art. 573 Abs. 1 O.R. ist ein Konkursverfahren 
über das Vermögen der Kommanditgesellschaft so 
lange zulässig, als die Verteilung nicht vollzogen ist. 
Dieser Artikel ist im Vergleich zu Art. 40 B.G. so auf- 
zufassen, daß die im Handelsregister eingetragenen 
Firmen nur noch sechs Monate nach Löschung der 
Konkursbetreibung unterliegen, aber auch noch später 
die Gesellschaft und der einzelne Gesellschafter wegen 
Gesellschaftsschulden belangt werden können, nur ist 
Konkursbetreibung ausgeschlossen, dagegen Betreibung 



1) Jäger Anm. 1 zu Art. 40 B.G. 
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auf Pfändung möglich. Die Gesellschaft kann also so 
lange betrieben werden, als noch ungeteiltes Gesell- 
schaftsvermögen vorhanden ist, wobei dem Gläubiger, 
sofern er nur daraus seine Befriedigung sucht, die 
fünfjährige Verjährung nicht entgegengesetzt werden 
kann (Art. 587 O.R.). 

§ 17. 
Die Yerjährung der Klagen gegen die Gesellschafter. 

Alle Bestimmungen über die Verjährung der 
Klagen gegen die Gesellschafter bei der Kollektiv- 
gesellschaft finden auch Anwendung auf die Kom- 
manditgesellschaft (Art. 611 O.R.). Es gelten insbe- 
sondere die in Art. 585—589 aufgestellten Vorschriften 
über die Verjährung auch für den Kommanditär; es 
ist sonach gegen die Gesellschafter eine kürzere als 
die gewöhnliche Verjährungsfrist aufgestellt, denn 
Art. 585 bestimmt, daß die Klagen gegen einen Gesell- 
schafter aus Ansprüchen gegen die Gesellschaft in 
fünf Jahren nach Auflösung der Gesellschaft oder nach 
seinem Ausscheiden oder seiner Ausschließung ver- 
jähren, sofern nicht nach Beschaffenheit der 
Forderung eine kürzere Verjährungsfrist gesetzlich 
vorgeschrieben ist^). 

Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkte, in 
welchem die Auflösung der Gesellschaft oder das Aus- 
scheiden oder die Ausschließung des Gesellschafters 
in das Handelsregister eingetragen ist (Art. 586 Abs. 1 
O.R.). Für den Beginn der Verjährung ist also der Tag 
der Eintragung maßgebend und nicht die Veröffent- 
lichung derselben. Ist eine Eintragung der genannten 
Tatsache erfolgt, so gilt die gewöhnliche zehnjährige 

1) Schneider und Fick Anm. 3 zu. Art. 146. 
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Frist des Art. 146; ebenso bei Gesellschaften, welche 
im Handelsregister überhaupt nicht eingetragen sind. 
Für erst nach der Eintragung fällig werdende Forde- 
rungen entscheidet für den Beginn der Verjährung der 
Tag der Fälligkeit (Art. 586 Abs. 2). 

Diese Bestimmungen finden keine Anwendung auf 
Ansprüche der Gesellschafter unter einander, wohl aber 
auf Ansprüche derselben als Gesellschaftsgläubiger 
(Art. 5S5 Abs. 2 O.R.). Ob die der Forderung zu Grunde 
liegenden Rechtsgeschäfte vor oder nach der Liqxii- 
dation geschlossen oder ob die Gesellschafter Liqui- 
datoren gewesen sind, ist gleichgültig, denn die Ver- 
jährung läuft auch zu Gunsten derjenigen Gesellschafter, 
die Liquidatoren sind^). 

Die kürzere Verjährungsfrist von fünf Jahren hat 
lediglich den Zweck, den früheren Gesellschafter in 
verhältnismäßig kurzer Zeit von allen bekannten und 
unbekannten Schulden aus dem Geschäftsbetriebe der 
Firma zn befreien ; es kann daher nicht, wenn noch 
ungeteiltes Gesellschaftsvermögen vorhanden ist, dem 
Gläubiger, sofern er nur daraus Befriedigung sucht, die 
fünf jährige Verjährung entgegengesetzt werden, denn 
sie gilt eben nur für Klagen gegen die Gesellschafter 
(Art. 587 O.R.). 

Ebenso greift die fünfjährige Verjährung auch 
nicht Platz gegenüber einem Gesellschafter, der das 
Geschäft mit Aktiven und Passiven übernommen hat 
(Art. 587 Abs. 2 O.R.). 

Die Verjährung zu Gunsten eines ausgeschiedenen 
oder ausgeschlossenen Gesellschafters wird durch 
Rechtshandlungen nicht unterbrochen, welche gegen 
die fortbestehende Gesellschaft oder einen anderen 
Gesellschafter vorgenommen werden (Art. 588 O.R.). 



1) Hafner Anm. 9 zu Art. 585. 
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Diese Vorschrift gilt nur für den Austritt oder Aus- 
schluß eines Gesellschafters bei Fortbestehen der Ge- 
sellschiäft. Wird dagegen auch die Gesellschaft auf- 
gelöst, so findet Art. 155 O.R. Anwendung, wonach die 
Unterbrechung der Verjährung gegen einen Solidar- 
schuldner oder einen Mitschuldner einer unteilbaren 
Leistung auch gegen die übrigen Mitschuldner wirkt. 
Vor Ablauf der Verjährungsfrist wird ein ausge- 
schiedener oder ausgeschlossener Gesellschafter von 
seiner Haftung für Gesellschaftsschulden nur frei, wenn 
seine ausdrückliche oder aus den Umständen zu 
schließende Entlassung von Seiten der Gläubiger statt- 
gefunden hat (Art. 589 O.R.). Dieser Artikel ist nicht 
anwendbar auf die Haftbarkeit eines Gesellschafters 
nach Auflösung der Gesellschaft, denn er sagt nur, daß 
gänzliche oder teilweise Aufhebung einer Forderung 
auch stillschweigend durch konkludente Handlungen 
erfolgen kann (Art. 140 0.R). 
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